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über die au Nantag Sen 19. Dezember 1932 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer(Z)-St.Inebert: lieine Dame und meine Herren! 
Ich eröffne hiermit die Sitzung (10 Uhr). 


Die Regierungskommission ist vertreten durch die Herren: 
Ninisterialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Ministerialrat Recktenwald, als Vertreter des Regierungs- 
kommissars für Volkswohlfahrt. 


Von_ den lütgliedern fehlen entschuldiet die Herren: 


Kiefer (Z)-Saarbricken; Dr. Dr. Röchling (DSV)-Völklingen; 


Schinhofen (Z)-lerzieg. 
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liegt Ihnen vor. Sie unfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 
1) Regelung des "ohnungswesens; | 

) Einbehaltung von Taren; 

) Verkauf von Tabakerzeugnissen; 

) 


Besoldung der Beamten und Angestellten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände; 


5) Änderung des Gesetzes über die Unterhaltun 
der öffentlichen Volksschulen vom 28. Juli 19086; 


6) Die Erhebung von Gebühren in Justizverwaltungs- 
angelegenheiten; 


7) Bereinigung der Grundbücher; 


8) Abänderung und Ergänzung des Gesetzes über 
den Unterstützungswohnsitz; 
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9) Abänderung der Kreisordnung für die Rhein- 


provinz vom S0.Wai 
10) Errichtung und den Betrieb von Kraft- 
fahrlinien vom 8.5.1921. 


Vorsitzender: Das "ort zur Geschäftsordnung erteile ich Herrm 
Abgeordneten Lorenz ! 


Abe. Iorenz (KP): Neine Dame und meine Herren! Bevor wir in die 
eigentliche TREREOTE ANA eintreten, möchte ich darauf hin- 
weisen, daß in den letzten Tagen von der Fisenbahndirektion 
des a re 15 Eisenbahner fristlos entlassen wurden. 
Es handelt sich dabei um Leute, die ihren Obliegenheiten 
stets nachgekommen sind und deren Führung selbst von der 
Bisenbahndirektion als gut bezeichnet wird. Sie sind ent- 
lassen worden, weil die Direktion es als notwendig erach- 

be, Vorbereitungen zu treffen, um einen neuen Lohnabbau 
und weitere Entlassungen bei der Eisenbahn zur Durchführung 
zu bringen. ER | 
Die Kommunistische Fraktion ist deshalb der Auf- 
fassung, daß der Landesrat in erster Linie zu dieser Frage 
Stellung nehmen muß. Es steht für etwa _15 Familien die 
Existenz, der Lebensunterhalt und der Verdienst auf dem 
Spiele. Außerdem sind wır der Auffassung, daß dazu Stellung 
genommen werden muß, weil wir überzeugt sind, daß die Fint- 
assungen im Auftrage der IM SPSBERRNNB) BB 0n erfolgten, 
um die Friessvorbereitungen des französischen Imperialismus 
zu unterstützen. 





(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


fir_sind der Meinung, daß man den Transport von Kriegsmate- 
rial und Truppen auf den Eisenbahnlinien des Saargebietes 
sichern will und deshalb will man zuerst die Vertreter der i 
revolutionären Arbeiterschaft unschädlich machen. | 
| 
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- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Das geht über den Rahmen des Geschäftlichen hinaus. 


Abe. Lorenz fortfahrend: Ich will nur unseren Antrag begründen. 
Yır sind der Auffassung, daß das nichts anderes ist, als 
eine gemeinsame Aktion der Hepierungskomnission, der Fisen- 
bahndirektion des Saargebietes und den reformistischen und 
christlichen Gewerkschaften, wie wir sie vor einigen Tagen 
erlebten und zwar in der Angelegenheit Eisenbahn contra 
Kraftfahrverkehr. 


- Glocke des Vorsitzenden - 





DE: 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Lorenz, ich muß Sie bitten, auf- 
zuhören, denn das ist keine Geschäftsordnungsdebatte mehr. 


( Abe. Iorenz spricht weiter !) 


( Unruhe im Hause und Zurf aus der Aanfrunapargei 
Das ist doch keine Geschäftsordnungsdebatte. ) 


Zu dem Zweck kann ich Ihnen,Herr Lorenz, das Wort nicht 4 
erteilen. MB 


Abe. Lorenz (KP): "ir wollen nichts als unseren Antrag begründen, 1 
a i | f 
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daß heute in der Sitzung als erster Punkt diese liaßnahne 
der Regierungskommission erörtert wird. Es durfte die Not- 
wendiekeit für alle einfach dann auf der lland liegen. In 
früheren Sitzungen wurde von allen Parteien zum Ausdruck 
gebracht, daß es darauf ankäme, der Not der Erwerbslosen 
und der Vergrößerung der Arbeitslosigkeit im Saargebiet 

zu steuern. as es damit auf sich hat, wird ja heute er- 
neut hier bestätigt. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
fir sehen, daß, wenn solche Naßnahmen getroffen werden 
wie hier auf der Eisenbahn, so zeichnet sich hier wieder 
ab die geutingame Front den den Nationalsozialisten bis 
zu den »vozialdemokraten. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Lorenz, ich entziehe Ihnen das 


"ort. 

(Abe. Lorenz spricht weiter) ( Unruhe im Hause) 
Herr, Lorenz, ich habe Ihnen das liort entzogen. 

(Abg. Lorenz spricht trotzdem weiter). 


Ich _ unterbreche die Sitzung auf 10 Minuten und ersuche 
die Fraktionen zur Besprechung zusammenzutreten. 


>» PBRUB ee - 


Nach \iederaufnahme der Sitzung erklärt der Vorsitzende: 


Es besteht in der Fraktionsführerbesprechung Über- 
einstimmung, da? gegen die Erörterung der Eisenbahnerange- 


legenheit am Schluß der en: keinerlei Bedenken bestehen, 
S 


er wie vorgesehen, zunächst die Tagesordnung erledigt 
wird. | 


“ir treten somit in die Tagesordnung ein und kommen 
zu Punkt 1 derselben betr.: 


Regelung des !ohnunpswesens. 


—|— (wi wi ww Tin mn ui Me Me Te wen ie (ie Tr EEE re EEE re a En EEE a A a u 
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Über die Beratung dieses Entwurfes in den Kommissionen 
liegt Ihnen folgender >Dericht vor: 


der 3. und 5. Kommission des Landesrates. 


Die Kommission hat sich in ihrer Sitzung vom 25. 
November ds.Js. mit der Vorlage befaßt und hierzu me folgt 
Stellung genommen: 


Die Zentrumsfraktion verlangt einen weiteren Abbau 
der Zwaneswirtschaft als ihn die Vorlage vorsieht, behält 


sich jedoch vor, im Plenum entsprechende Anträge zu stellen. 


Die Kommunisten lehnen eine RCREFUN bezw. Auf- 
hebung der Zwaneswirtschaft ab, verlangen vie Babr Sh00R 
| weiteren 
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weiteren Ausbau derselben auf alle Werks-und Grubenwohnungen. 
Weiter verlangen die Kommunisten, eine Herabsetzung des Zins- 


satzes für Baudarlehen. 

| Ferner wird seitens der Kommunisten die Vorlage von 
statistischem liaterial gefordert, woraus besonders ersicht- 
lich ist, wieviel Kinder in einem Zimmer wohnen. 


| Der Vertreter der sozialdenosratischen Zpaktion 
ist gegen jeden Abbau der ohnungszwangswirtschalt. 

Die Deutsch-Saarländi V L lehnt die 
a ab un ält sich vor enum dazu Stellung 


ehä ım 
zu nehmen bezw. An FERN zu stellen. Die Vorlage sei in kur- 
zer Zeit doch nur noch für die Städte Saarbrücken und Neun- 
kirchen maßgebend, weshalb rs Se rn en wurde, daß ein mit 
Vollmachten ausgestatteter Vertreter der Hape Fungsltoumis- 


sion mit dem Landesrat verhandeln soll, um Kierin einen 
Ausgleich zu erzielen. 


Abg. Angel (Z) stellte noch die Frage: 

"Ist es richtig, daß an den Grenzbahnhöfen Zoll- 
häuser bezw. Tohnungen leer stehen, da die Zöllner 
in Privathäusern ohnung bezogen haben ” 


Der Regierungsvertreter sagte eine Prüfung dieser Frage zu. 
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orsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Martin ! 


bg. Martin (Z): Meine Dame und meine Herren! Die vorliegende Vor- 
lage ist außerordentlich kurz. Das hat seinen Grund darin, 
daß diese Vorlage nur kleine Verbesserungen bringt und im 
übrigen die alte Teroronune verlängert. Das ist Sehr ein-. 
fach und sehr bequem. In ihrer Begründung a Ach nun die 
Aus Tangeronnl 58308, eine Besserung auf dem !ohnungsmarkt 





sel überhaupt nicht eingetreten: im Gegenteil, die Bautätie- 
keit sei geringer geworden und infolge des Absinkens der 
Löhne sei die Nachfrage nach den Altbauwohnungen viel grö- 
Ber Ererse. Das ist alles zweifellos richtig. Richtig ist | 
es aber auch, daß der Ausfall von Wohnraum, der infolge des | 
Krieges entstanden ist, längst beseitigt ist, | 





(Zwischenruf des Abe. Det) n(KP): Das beweist unser 
Ulanen-und Dsenastetall!) 


und daß die Regierungskommission nicht die sich daraus er- 
gebenden Folgerungen gezogen hat. In der "eßgündung wird 
nunmehr bekanntgegeben, daß am 1.Oktober 1932 noch 3 884 
Familien ohne eigene !ohnung waren. Diese rund 4000 fehlen- 
den !ohnungen sind _aber nichts anderes als der jährliche 
Vohnungsbedarf, welcher sich nach Anpape des statistischen 
Amtes auf _3400 bis 4200, also rund 4000 Tohnungen ‚infolge 
des natürlichen Anwachsens der Bevölkerung beläuft. Die | 
Frage ist nun die, ob der jährliche fällige \iohnungsbedarf | 
eher durch Aufrechterhaltung der er, Pine swirtschaft | 
oder durch die freie lirtschaft beschafft werden kann. Für | 
das Jahr _1933 wurde bei der Aufhebung der Zwangswirtschaft i 
und bei Einführung von Zuschussen bei NARDEER eilungen | 
ähnlich wie im Reich der fehlende liohnungsbedarf allein | 
schon durch val lung aiter großer Tohnungen zu erreichen j 
sein. Ist das der Fall, dann ist aber die ‚OhnungStTage 

keine Raumnotfrage mehr, sondern lediglich eine lüietpreis- 
frage. Bine nähere Betrachtung ergibt, daß für den Großteil | 
der Bevölkerung die .ohnungsfrage kaum noch eine Mietpreis- | 
frage ist. Von den 285 Gemeinden des ee tae nämlich 
sind 267 Gemeinden aus der Zwangswirtschaft herausgetreten. 
Es bleiben also noch 18 Gemeinden und davon haben wieder 
fünf den Antrag gestellt, die MIONDEREIULERTEF EEE be- 
seitigen zu dürfen. Es bleiben also noch 13 Gemeinden übrig 
und diese Gemeinden zählen rund 265 000 Einwohner. Nach den 
Erhebungen der Stadt Saarbrücken wohnt ein sehr grofer Teil 
der Bewohner in eigenen Häusern oder in Neubauten. In wirk- 
lich zrangsbewirtschafteten Vohnungen leben dann nur noch 
128 000 Menschen. Nach einer MENGENDE, die nicht übertrie- 
ben sein dürfte, zahlt aber davon wieder mindestens die 
Hälfte freiwillig die Fnedensmiete, sodaß nur noch 64 000 
übrig bleiben und unter diesen sind wieder sehr viele,die 
infolge ihrer Einkommensverhältnisse die Friedensmiete zah- 
len könnten. Es bleibt also noch ein ganz kleiner Rest übrig, 
der infolge der ungeheuren Not heute nicht zahlen kann. Für 
diese zahlungsunfähigen WMenschen muß auf andere leise ge- 
holfen werden. 
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(Zwischenruf der Kommunisten: Me ?) 


Nenn größere uiNa PL ogRnninden wie Völklingen und Dillingen 
des Nieterschutzes entbehren zu können glauben und in 
zwangsbefreiten Gemeinden sich die Aufhebung bewährt hat, 

so sehen wir nicht ein, warum nicht schon längst kleinere, | 
Gemeinden die Zwangswirtschaft beseitigt haben. Aber es wird a 
schon So sein, wie der ee ee einer Kommis- 4 
Geomgeit zung epanet hat, er Gemeinderat einer kleinen Ge- 

meinde wie Kirkel wird nicht einmal wissen, daß in Kirkel 
ein !ohnungszwaneswirtschaft besteht. 





7Vv 
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(Zwischenruf des Abg. Hey(KP): Meinen Sie, ist die so dumm 
sind wie Sle ? 


Das hat der Herr Regierungsvertreter behauptet! 
"ir fordern darum die Aufhebung der Zwangswirtschaft 
in allen Gemeinden des Saargebietes mit Ausnahme der Städte 
Saarbrücken und Neunkirchen. Wir geben zu, daß hier noch 
Not herrscht, und es müssen für eine Übergangszeit Bestin- 
mungen gefordert werden. Da aber die Gemeinden am besten 
wissen, wo sie der Schuh drückt, fordern wir weiter, daß 
die beiden Städte freie Hand haben, und daß es ihnen über- 
lassen bleibt, nach ihrem Ermessen das zu tun, was sie für 
das zweckmäßigste halten. Ob sie das erreichen wollen durch 
Herausnahme der Yohnungen mit einer Friedensmiete von über 
Mark Friedensmiete oder durch Entziehung des Nieter- 
schutzes bei Einkommen von über 3000 Mark, das muß man ih- 
nen überlassen. Es werden allerdings immer noch Arme übrig 
bleiben. Für diese muß selbstverständlich gesorgt werden, 
auch wennd die Vohnungszwangswirtschaft ganz beseitigt ist. 
Einzelnen Vorschlägen, die von der Stadt Saarbrucken oder 
von den Hausbesitzern gestellt werden, schließen wir uns 
an, für den Fall, daß die Regierungskommission nicht glaubt, 
unserem Antra ‚stattgeben zu können. So haben mir nichts 
dagegen, daß die Zuteilung von lohnungen an bestimmte Mie- 
ter durch die Zuteilungskommission nicht mehr stattfindet 
und die \ietberechtigungskarte allgmmein eingeführt wird. 
Den Antrag er Stadt Saarbrucken, Kasernen und ähn- 
liche Gebäude zur Errichtung von Übdachlosen-Unterkunfts- 
räumen freizugeben, schließen wir uns an. 

Aus Billigkeitsgründen möchten auch mir das Vor- 
zugsrecht der Eigentümer auf ihre verheirateten Kinder und 
die Eltern ausgedehnt wissen. In allen Großstädten des Rei- 
ches erleben wir heute, daß eine Flucht aus der Sroßstadt 
sta&tfindet und die Leute auf's land abwandern. 


(Zwischenrufe aus der Komn. jrokkion: In die Lauben- 
kolonien, Eisenbahnwaggons! 


Nur in einer einzigen Großstadt, Saarbrucken, ist das nicht 
der Fall. Die Stadt Saarbrucken beschwert sich außerordent- 
lich, daß in der letzten Zeit ein sehr starker Zuzug statt- 
findet. Es ist zu erwägen, ob nicht besondere Maßnahmen, 

wie Baeneseerehmi gung und derglichen zu ergreifen sind, um 
dem Zuzug Einhalt zu gebieten. Mit all diesen kleinen Ver- 
Danae rannevorschlägen wird nicht viel erreicht. Die Wohnungs- 
not der Nachkriegszeit ist vorbei 


(Zwischenruf des Abg. Det; n(KP): 222 obdachlose 
Familien in Saarbrücken 1 


(Zu den Kommunisten gewendet): Sie hören ie, das ist der 
jährliche Vohnungsbedarf,. Darum ist die Mohnungszwangs- 
wirtschaft reif zum allgemeinen Abbau. Bleibt die !lohnungs- 
zwangswirtschaft nur noch bestehen fur Saarbrücken und Neun- 
kirchen, denen aber volle Selbstverwaltung in den Wohnungs- 
angelegenheiten zugestanden werden muß, dann wird die Moh- 
nungszwangswirtschaft bald der Geschichte angehören. 
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Vorsitzender; Das ort hat Herr Abgeordneter Hey! 


Abg. Hey (KP): Meine Dame und meine Herren! Wenn es sich darum 


gehandelt hat in der Vergangenheit während der Sitzungs- 
periode gleichviel ob eine Fraktionsführerbesprechung statt- 
Tri e- hat oder nicht, eine nationalistische Erklärung 
ier abzugeben außerhalb der Tagesordnung, haben alle Par- 
teien von den Bürgerlichen bis zu den Sozialdemokraten sich 
nicht da seen gewandt, sondern für sie war die Abgabe einer 
solchen Erklärung eine Selbstverständlichkeit. Und wir sind 
der Auffassung, daß, wenn im Saargebiet die Eisenbahndirek- 
tion dazu übergeht und entläßt die revolutionären Arbeiter- 
ausschüsse mit der Begründung, daß sie nur deshalb entlas- 
sen werden, weil sie einer revolutionären Organisation an- 
ehören und die Bisenbahndirektion auf ihre Dienste verzich- 
et, diese Maßnahmen ein Faustschlag in's Gesicht der Saar- 
eisenbahner sind. Das heißt, daß die bUEERTLAChER Parteien 
doch zurzeit diese Maßnahmen der Eisenbahndirektion unter- 
stützen, weil sie nicht hier im Parlament die Courage haben 
gegen dıese Maßnahmen der Eisenbahndirektion anzukämpfen. 
ber wirm wundern uns nicht darüber, wenn wir z.B. fest- 
stellen können, daß gerade ape ziel, in der Volksstimme in 
der Nummer 246 vom 20.10.1932 der Chefredakteur Matth. Braun 
rg huge hatte, daß auf der Hauptwerkstätte St. Wendel. 
er Arbeiterausschuß nur seine freie Zeit ausnutzt, um die 
Eisenbahner gegen die Direktion aufzuhetzen. Dieser Artikel 
war nur eine Öölfentliche Aufforderung an die Eisenbahndirek- 
tion, diese revolutionären Arbeiterausschusse von St. Wendel 


zu entlassen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


ırsitzender: Herr Hey, ich darf Sie darauf aufmerksam machen, daß 


g. Hy 





Sie nicht zur Tagesordnung sprechen. Ihre Fragen können 
nachher beantwortet werden. Ich bitte Sie daher, sich an 
Mehrheitsbeschluß der Fraktionsführerbesprechung zu halten, 
und mich nicht zu nötigen, Ihnen das ort zu entziehen. 


(KP) fortfahrend: 


Man kann die Feststellung machen, daß immer, wenn ein Kon- 
munist am Sprechen ist wie jetzt, versteht der Präsident 
nicht Behr Fpäie auf dem Stuhl zu sitzen. Aber dessen un- 

eachtet, ich stelle fest, daß es ausgerechnet immer die 

ommunisten sind, bei denen immer die Ordnungsglocke geht. 
Der Abgeordnete Braun darf ruhig dem kommunistischen Abge- 
orädneten den Zwischenruf machen: Quatschkopf ! Das hört der 
Präsident nicht. Auf den Zwischenruf habe ich folgendes zu 
erwidern: Herr Braun, Sie sind der letzte, der uns Kommu- 
nisten beleidigen kann. Und dazu möchte ich noch eins sagen. 
Ein Mann, der sich so in der Öffentlichkeit selbst gerichtet 
hat wie Sie, ist für uns nicht maßgebend. 

Meine Dame und meine Herren! Nun zu der Frage der 
Vohnungsvorlage. Wenn man die Entwicklung des Wohnungsmark- 
tes innerhalb der letzten 14 Jahre einer Detrachtung unter- 
zieht, so kann man feststellen, daß die Lage auf dem Moh- 
nungsmarkt sich ungeheuer verschlechtert hat. Und wenn der 
AS Panete Martin von der Zentrumspartei sich hierherstellt 
und erklärt, die ‘ohnunesnot als solche sei im Saargebiet 
nicht mehr vorhanden, so ist das mehr oder weniger ein 
Faustschlag gegenüber denjenigen, die heute in »tällen, 
Autoschuppen und dergleichen Aausen mussen. ir wissen wohl, 
deß bei der Bourgeoisie und den Vertretern der bürgerlichen 
Parteien keine YOöhnungsnot ist. Deshalb können ee Buch keine 

fests 


’ 


m 
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feststellen, weil sie meistens als Nutznießer dieser Gesell- | 
schaftsordnung nur in Villen und Palästen ihr Dasein fristen. 
Nehmen wir die Entwicklung in den letzten zwei Jah- | 
ren auf dem "ohnungsmarkt. In der Verordnung der Regierungs- 
kommission wird angeführt, daß seit den Jahren 1981 - 32 Ssge | 
und schreibe noch 368 Häuser im Bepamten Saargebiet erstell 
wurden gegenüber 2600 im Jahre 1931, d aß auf dem Mboh-. | 
nungsbaumarkt 75 % die Bautätigkeit eingeschränkt wurde. Die | 
Auswirkung davon ist jedenfalls, daß heutzutage Massenexmit- 
tierungen vorkommen bei den Erwerbslosen. Und wenn man die 
Frage der liohnungszwangswirtschaft noch stellt, so ist 
sie in !ärklichkeit schon so gelockert, da? sie überhaupt 
nicht mehr besteht. Das beweisen die Exmittierungen inner- | 
halb der letzten zwei Monate. Allein in Dudweiler liegen | 
noch auf dem Bürgermeisteramt 68 Exmittierungen gegenüber | 
Arbeiter und Erwerbslosen, die durch die ungeheure Notlage 
ihren aeWWorpi Tiohbunzen nicht mehr nachkommen können. Und 
trotz dieser Tatsache Stellt man sich hierher in den landes- 
rat und erklärt, im zeargsolnt ist keine Tohnungsnot mehr 
eere. Men kann die Feststellung machen, daß die Pferde 
a 








der Jäger eine ganz andere ZEaBIOg haben als große 
Teile der Bevölkerung. Mir als Kommunistische Fraktion haben 
Stellungnahme zu der 


schon wiederholt unsere gran nr Sure 
Frage der Zwangswirtschaft zum Ausdruck gebracht. Und wir | 
sind heute der Auffassung, daß die Mohnungszwangswirtschaft | 
nicht abgebaut, sondern noch viel mehr ausgebaut werden muß. ’ 
Und wir haben als Kommunistische Fraktion zu dieser Vorlage | 
einen Antrag eingereicht, der besagt, daß Verkswohnungen mit 1 
unter die Bestimmungen der Tohnungszwangswirtschaft fallen | 
sollen. Warum haben wir das getan. Erstens einmal, weil die ’ 
Agenten des Saarbundes die augenblickliche ra der Berg- 4 
arbeiter ausnutzen, indem sie ihnen sagen: lIienn Sie Ihren | 
Eintritt in den Saarbund erklären, bekommen Sie Ihre Entlas- | 
sung nicht zugestellt und werden nicht aus der Wohnung exmit- | 
tiert. Mir denken nicht daran, daß die bürgerlichen Parteien 
diesem unserem Antrag ihre Zustimmung geben. Mährend bei an- 
deren Fragen, wenn es sich darum handelt nationalistische | 
Phrasen zu dreschen, es gerade die burgerlichen Parteien sind, 
die das Recht für sich in Anspruch nehmen, das Deutschtum zu 
verteidigen. Aber hier, wo hundert deutsche Arbeiter, weil 
die Merkswohnungen nicht unter die lohnungszwangswirtschaft 
fallen, von der französischen Grubenverwaltung exmittiert 
werden, denkt man nicht daran, einen solchen Antrag seine Zu- 
stimmung_zu geben. Diese Tatsache zeigt, daß diese nationali- 
stische Phrasen und diese nationalistischen Tendenzen nichts 
anderes sind als Lug und Trug, wenn nicht a Dvelbsttäuschung. 
Wir haben als Kommunistische Fraktion weiter bean- 
tragt, daß gerade speziell nicht nur die WMerkswohnungen unter 
die Mohnungszwangswirtschaft fallen sollen, sondern daß zu 
gleicher Zeit auch die Villen und Paläste unter die Wohnungs- 
zwaneswirtschaft zu fallen haben. Klingt es nicht wie Mahn- 
sinn, wenn man feststellen kann, daß es ausgerechnet in Saar- 
brücken !iohnungen heute gibt, wo 20, 22 und 25 Zimmer von 
drei Personen Gagengmmen werden, während auf der anderen 
Seite 16, 17 und 18 Personen in zwei bezw. drei Räumen hausen 
müssen. 
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‚... Im selben l\ioment, wo man den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft fordert, schämt sich die Regierungskommis- 
sion nicht, noch jährlich 84 000 Franken an Aufwandsentschu- 
diegungen und für eine komfortable Dienstwohnung in die Tasche | 
zu stecken. Ist das nicht eine Provokation angesichts der j: 
elenden lage der werktätigen Bevölkerung. . | 

Zum Ausbau der V'bhnungszwangswirtschaft stellen 1 
wir folgende grundsätzlichen Anträge: i 
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" Durch die fortschreitende Krise und ihrer Aus-_ Ni 
wirkungen a_D> 








N N 


aeg rungen auf dem /iohnungsmarkte fordert die Kommunisti- 
sche Fraktion, die Regsierungskommission wird Dean t tragen, 
sofort einen Gesetzentwurf über das "ohn-und Mietsrecht 
dem Landesrat nach folgenden Grundsätzen vorzulegen. _ _ 
Die Versorgung mit ausreichenden und gesundheits- 
mäßigen \ohnunsen ist Verpflichtung der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände für alle sich in ihrem Bereiche aufhaltenden 
Personen, durch Aa A glenisch einwandfreie 
Arbeiterwohnungen e haben die Gemeindebehörden für die 
Schaffung ausreichenden "ohnungsbaues zu sorgen. Sie haben 
gleichzeitie das Recht, leerstehende \ohnungen oder nicht 
genügend bewohnte Großwohnungen zu beschlagnahmen und l\ioh- 
nunessuchende einzusetzen. | 
2) Als \ietsverträge nl fur jedes Mietsverhält- 
nis Eagausine Richtlinien, die von dem zuständigen Mieter- 
ausschuß ausgestellt werden. Sonderabmachungen zwischen 
Hausbesitzer und Mieter sind unzulässig und Brig. Die 
A mmanng eines Nietvrertrages mit einem Arbeits-oder 
Dienstver 74 ist vnsulussig. Sogenannte Werks-oder Dienst- 
wohnungen fallen unter die Bestimmungen der Üohnungszwangs- 
wirtschaft. 
3) Die Mieten dürfen nicht höher als 15 _% des durch- 
schnittlichen reinen Lohneinkommens betragen. Für wirt- 
schaftlich schwache Personen, kinderreiche Familien, Krie 


Sm 
beschädigte, Erwerbslose, Sozialrentnern usw. muß die Iiote 


entsprechend niedriger gesetzt werden. Bei Differenzen 
über die Müiethöhen entscheidet der \Wieterausschuß. U 

Ein Kundigungsrecht des Vermieters besteht nicht. 
Bei Unverträglichkeit eines lüeters mit anderen Mietern 
oder den Vermieter sorgt der Mieterausschuß für einen loh- 
nungstausch. !xmittierungen sind unzulässig. Die anderweit 
zugewiesene Vohnung muß ausreichend und hygienisch einwand- 
frei sein. Ist der \ieter mit seiner Umquartierung nicht 
einverstanden, so ist sie nur dann durchzuführen, wenn es 
der ileterausschuß erneut einstimmig beschließt. _ 

i Für Gewerberäume und Läden gelten die gleichen 
Bestimmungen wie für "ohnungen. Die Nieter gewerblicher 
Räume wählen einen Beirat zum Mieterausschuß zur Vertre- 
tung ihrer besonderen ge ange. 

3 e Tohn-und Iietangelegenheiten, liohnungsauf- 
sicht und !Oohnungespflege unterstehen dem \üeterausschuß, 
der in Luanetner direkten Wahl von allen Mietern jähr- 
lich zu wählen ist. Bei allen Gemeinden und Gemeindever- 
bänden, in größeren Gemeinden bei den Kreis bezw. Stadt- 
behörden muß ein \ieterausschuß bestehen. Die Anzahl der 
Ausschußmitglieder richtet sich nach der zuständigen Pin- 
wohnerzahl und beträgt mindestens sieben Personen. Die 
Entscheidungen des lieterausschusses sind für alle Behör- 
den bindend: 

... .?7)_Bis_zur Inkraftsetzung der neuen lohnungsvorlage 
bleiben alle Bestimmungen der Tohnungszwangswirtschaft in 
Kraft, in den Gemeinden, wo dieselbe aufgehoben wurde, sind 
sie sofort Bu a machen. 

BR 8) Für die kleinen Hausbesitzer fordert die Komm- 
nistische Fraktion, da®% zur Renovierung und Instandsetzung 
ihrer Häuser von der Regierung sofort ein Betrag in Höhe 
von 20 lEllionen Franken zur eri gung gestellt wird. Die- 
ser Betrag ist aus dem Fonds der Steuerüberschüsse, welcher 
den französischen Danken zu einem Zinssatz von 2 % zur Ver- 
fügung gestellt wurde, zu entnehmen. 


Meine 
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Meine Dame und meine Herren! Wir sind weiter der Auffassung, 
daß man nicht die Frage der Mohnungszwangswirtschaft abschließen 
kann, ohne zu den Forderungen, auch der Kreishausbesitzer und | 
der übrigen Hausbesitzer, die in_den J 
1981 sie 
und zwar aus dem einfachen Grund, weil alle diese: kleinen | 
Hausbesitzer auf Grund der fortschreitenden Krise des kapitali- | 
stischen Systems, auf Grund der NMassenentlassungen, auf Grund | 
des Lohnabbaues und des Abbaues der Sozialversicherung heute 
dem völligen Ruin preisgegeben sind. Ich mll nur eine Frage 
hervorkehren und zwar die Notlage der Kreishausbesitzer. Die 
Kreishausbesitzer von Saarbrücken-Land haben bis auf gepige 
einschließlich ihrer eigenen Leistungen eine größere Schulden- 
summe, als wie sie sie gehabt haben, als sie das Haus gebaut 
haben. Umdiese Kreishausbesitzer haben den Antrag gestellt 
an den Kreistag, daß ihnen angesichts ihrer Notlage _Zinszu- 
schüsse eg werden sollen. Der Kreistag hat allgemein 
diesen Antrag abgelehnt mit der Begrundung, daß nur eine 
genlie eg ren; im Saargebiet durchgeführt werden kam. 

ir fühlen uns deshalb verpflichtet, hier im Landesrat erneut 
die Frage zu stellen gerade, weil im Kreistag der Vertreter } 
der Zentrumspartei erklärt hat, der Landesrat müsse eine all- | 
emeine ZinsSenkung von der eeierung, Vorlagen. Mr sind der | 
uffassung, daß man im Kreistag nur diese Stellung eingenommen 
hat, um die Forderungen der Kreishausbesitzer abzulehnen. Aber | 
noch eins muß festgestellt werden und zwar, daß die Ausführung 
der Arbeiten hei den Kreishausbesitzern sehr schlecht waren. 
Man hat dort richtiggehende Kasematten hingestellt für 14, 15, 
und 16 000 Mark und ein Material verwendet, das jeder Beschrei- 
bung spottet. as noch entscheidend ist, man hat den Arbeitern i 
lausibel gemacht, daß sie Häuser erstellt bekommen schlüssel- 
ertig zu einem Preis von 10 000 bis 12 000 Mark. Nachdem die 
Häuser fertiggestellt waren, hat man den Leuten mitgeteilt, 
daß ihr Haus nicht 10 000 oder 12 000 Mark gekostet hat,son- 
dern durchschnittlich 30 % überteuert gewesen sind. Nun ist es 
selbstverständlich, daß jeder einzelne Arbeiter, der sich ein 
Haus erstellt hat, mit einrechnet sein Eigenkapital, das er ge- 
habt hat und den Bedingungen liegt zugrunde, daß jeder,der baut 
20 % Eigenkapital haben muß. Aufgrund seiner Einkömmensverhält- 
nisse hat er sicher geglaubt, daß es ihm möglich sein wird, _ 
unter diesen Unständen sich das Häuschen zu erstellen. Und wie 
steht heute die Sache ? Auf Grund dessen, daß die Häuser all- 
gemein überteuert worden sind, kommen die Leute ihren Zahlungs- 
verpflichtungen nicht mehr nach. Die Arbeitsgemeinschaft der 
sogenannten Kreishausbesitzer hat ja bekanntlich wiederholt 
sich an den Kreistag gewandt, um endlich einmal den Wünschen 
der Kreishausbesitzer Rechnung zu onen. Aber alle Parteien 
mit Ausnahme der Kommunisten im Kreis .: standen ablehnend die- | 
sen Forderungen gegenüber. Nun ist man dazu ül | 
will nur denjenigen einen Zuschuß geben, die in Tirklichkeit | 
nicht mehr Einnahmen haben als 50 % über den ortsüblichen E 
Unterstützungssätzen der Ausgesteuerten oder der Erwerbslosen. ! 


ahren 1929, 1930 und 
ein eigenes Heım erstellt haben, Stellung zu nehmen, 







us 470174005 


NE 


zu übergegangen und 


rag 


Wenn man sich die Frage stellt, daß es Erwerbslose gibt, die | 
240 Franken monatlich Unterstützung erhalten, dann kriegt der 4 
Hausbesitzer, der ein monatliches Einkommen von 350 Franken ' 
hat, die Zinszuschüsse abgelehnt, weil er im l\ionat noch 350 [} 
Franken Einkommen hat. Aber noch entscheidender ist, daß man i 
die Leute förmlich belogen hat, ja, sogar betrogen hat bei der | 
Bewerbung um diese Häuser. Und wır stellen hier im landesrat | 
den STEG: daß durch die Hagi erungskomni seign die Verantwort- | 
lichen auf dem Kreisbau-und Landratsamt zur Rechenschaft gezogen { 

| 


—— - 


werden. "ir verlangen, daß generell eine allgemeine Zinssenkung 
im Saargebiet durchgeführt wird. 
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lan kann dem nicht entgegenhalten, daß kein Geld da wäre, 
wenn die Regierungskommission 280 Millionen Steuerüber- 
schüsse hat und diese Steuerüberschüsse in der \ehrheit den 
französischen Banken zu einem Zinssatz von 2 % zur Verfügung | 
gestellt werden. Marum kann man nicht einen Teil dieser Su- 
me den Kreishausbesitzern zur Verfügung stellen. Durch diese | 
Summe würde den Kreishausbesitzern ganz bestimmt geholfen | 
werden können. Es ist so, daß jeder Balken an den Häusern | 
ein Jahr Hunger für die leute bedeutet. Und die Besichti- | 
gung bei den Yreishausbesitzern hat ergeben, daß was selbst 
der Abgeordnete Gärtner bestätigen muß, verschiedene Leute | 
mit Tränen in den Augen gefordert haben, doch endlich ein- 
mal die geforderten Zinszuschüsse zu gewähren. Deshalb steht 
hier vor uns im Vordergrund, daß neben den Kreishausbesitzern 
allen Hausbesitzern, die in den Jahren 1929, 1930 und 1981 | 
sich ein Eigenheim erstellt haben, zum allermindesten ein | 
allgemeiner Zuschuß gewährt win. \ | 

as sind die Forderungen der Kreishausbesitzer, 
welche auch wir unterstützen. 


Nun, meine Dame und meine Herren, zur Vorlage betr. 


Besoldungsreform. 


Ich stelle fest, der Herr Abgeordnete Gärtner hat den 
Zwischenruf gemacht, ich könnte hier meine Unwahrheiten 
besser zum Ausdruck bringen als im Kreistag. Herr Abgeord- 
neter Gärtner,ich erinnere Sie an den Ausspruch Bismarcks, | 
der einmal den Satz geprägt hat: Die Zentrunspartei ist die 
Partei der verlogenen Halunken. 





- Glocke des Vorsitzenden - 
orsitzender: Herr Abgeordneter lley, ich rufe Sie zur Ordnung. 
Abe. Hey fortfahrend: Ich habe diese Äußerung nicht getan, sondern 


Bismarck hat diese Formulierung gebraucht. Obwohl uns von 
Bismarck eine Melt trennt, ist dieser sein Ausspruch über | 
| 
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die Zentrumspartei heute noch richtig. 


( paupipeter Lorenz wünscht das Wort zu einer An- 
frage! 


orsitzender: Ihr Kollege Hey hat das ort. Vollen Sie, Herr Abge- | 
ordneter Lorenz zur Geschäftsordnung sprechen ? | 


\be. Lorenz (KP): Ich möchte einmal anfragen, ob der Landesrat 
angesichts der latsache, daß bereits zwei Tlelegramme von 
größeren Betrieben vorlieken, die die Zurücknahme der \aß- | 
regelung der Eisenbahner verlangen, noch nicht zu dieser | 
Sache Stellung nehmen will. i 


N PRO 


TA 


orsitzender: Wenn Sie sich alle einer kurzen und sachlichen Aus- 
sprache bat Ppdeinde Sa dann können wir in einer Stunde mit den 


ganzen Vorlagen ertig sein und haben also Zeit. 


orsitzender: The wir zur Huanprashe über diese Vorlage kommen, 
kte 2 und 3 der Jagesordnung erledigt 4 
werden. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
| 
müssen zunächst die Pun 









Abg. 
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werden. 


Hey (KP) zum Vorsitzenden gewendet: Sie können mir nicht 
verbieten, zu der Vorlage betreffend die Deamtenbesoldung 
im Saargebiet zu sprechen. 


Vorsitzender: Nein, ich verbiete es Ihnen nicht, aber vorher 


Abe. 


müssen die zwei anderen Punkte erledigt sein. 

Es wird jetzt über die zwei anderen Punkte, die 
auf der lagesordnung stehen, gesprochen und dann können 
Sie zu der Frage der Besoldung sprechen. 


Hey (KT): Das wären also acht Redner, für jede Vorlage 
einen. 


Vorsitzender: Sie bekommen jedesmal das lbrt. 


Abe. 


Bey KP): Also, dann sprechen wir zehnmal. Auf diesen Trick 
fallen wir nicht herein. für haben re genug ge- 
macht in der Vergangenheit. lan versucht alle unsere An- 
träge und die grundsätzliche Stellungnahme in die Kommis- 
sionen zu verweisen oder an den Schluß der Sitzungen zu 
setzen. Und wenn die lagesordnung erledigt ist, dann eilt 
alles schleunigst nach Hause, um zu diesen Fragen ja nicht 
Stellung nehmen zu müssen. 


Vorsitzender: Jedenfalls bitte ich Sie, nur zu den Feen Stel- 
e. 


Abe. 


Abe. 


lung zu nehmen, zu denen ich Ihnen das ort ertei 


Hey(KP?): Ich bekomme dann noch das Schlußwort zu der Vbh- 
nunesTrage. iS EE 

. „Mir als Kommunistische Partei sind der Auffassung, 
dar die "ohnungsfrage innerhalb des kapitalistischen Systens 
nicht gelöst werden kann. Die Bourpeoisie ist unfähig,das 
MPRRNOERTTU DANN zu lösen. Unter der Herrschaft der Bourgeoi- 
sie wird die \ohnunesnot immer größer. Nur durch die Besei- 
GiZunE des kapitalistischen Systems wird die lohnungsfrage 
geköst werden, wenn einmal die Kommunisten 24 Stunden an 
der Macht sind, wird für die lierktätigen das \ohnungsprob- 
lem gelöst sein. !'enn alle Villen und Palästen den Mohnungs- 
suchenden zur Verfügung gestellt werden. 


Lorenz zur Geschäftsordnung: Meine Dame und meine Herren! 
Mr möchten als Kommunistische Fraktion feststellen, daß 
die Maßnahmen, wie die heutige Landesratssitzung durchge- 
führt wird, eine Verschärfung des faschistischen Kurses 

wie ihn die RIETSELATRGR besonders eingeschlagen hat,be- 
deutet. Ich weise darauf hin, daß Herr Braun von der so- 
zialdemokratischen Fraktion vorhin in der Fraktionsführer- 
besprechung gesagt hat: „Wir als Sozialdemokratische Fraktion 
verlangen die strikteste Handhabung der Geschäftsordnung 
und das bedeutet nicht mehr und nicht weniger als den Ver- 
such und den Tunsch, die Kommunistische Fraktion mundtot 

zu machen. Ich mache darauf aufmerksam, die Kommunistische 
Fraktion läßt sich nicht verbieten, trotzdem zu allen Fra- 
gen ung Vorlagen zu der es ihr notwendig erscheint, Stellung 
zu nehmen. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abeeordneter Lieser ! 





Abg. Lieser (SP): \Meine Dame und meine Herren! Wir sind wieder,wie 
ie sehen, dabei, durch Abgabe von Gutachten an der l\iassen- | 
fabrikation von Gesetzen und Verordnungen für das Saarge- | 
biet mitzuwirken. Nicht weniger als lD Verordnungen stehen 
heute auf der lagesordnung zur LE ROpe Lane. Gestatten 
Sie mir deshalb zu den einzelnen Vorlagen, oder besser ge- 
sagt, jetzt zu der Vorlage l im Auftrage meiner Fraktion 
einige Ausführungen zu mächen, die den Standpunkt der Frak- 
tion kennzeichnen. 
Betreffend 


Regelung des Mohnungswesens. 


} 

| 

IM 
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Es besteht kein Zweifel darüber, daß unter der # 
gegenwärtigen "irtschaftskrise auch die Hausbesitzer und | 
zwar sowohl die Althaus-als auch die Neubaubesitzer zu lei- 
den haben. Aber mit dem Allheilmittel "Aufhebung der Zwangs- 
wirtschaft” verbunden mit dem Hintergedanken dadurch eine 
höhere Niete auf Kosten der “eter zu erzielen, kommt man 
nicht zum Ziel, und zwar deshalb nicht, weil der aller-. 
srößte Teil der .ieter absolut nicht in der Lage ist, eine 

öhere liiete zu zahlen und jetzt schon einen ungleich höhe- 
ren Prozentsatz ihres Einkommens zahlt, als dies in der 
Friedenszeit der Fall war. Während vor dem Kriege die foh- | 
nunesmiete 10, 15 oder in Einzelfällen 20 % des Einkommens 
betrug, zahlen heute die Ärmsten der Armen, die Frwerbslosen, | 
Invalidenrentner, EERBE ER SER en. onere ‚Are gsept er 50 bis 1 
60 % ihres Einkommens für "Ohnungsmiete. Eine weitere Stei- | 
Berıne der "ohnungsmieten durch die Hausbesitzer, die ne- | 

enbei erwähnt im Saargebiet noch lange nicht so hoch be- | 
lastet sind wie im übrigen Reich, 











(Zwischenruf des Abe. Lorenz (KT): Da muß man sie 
halt mehr belasten!) | 
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Es kann gewiß nicht ge epereN werden, daß infolge der 
schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse, viele Hausbesitzer 
nicht in der Lage sind, notwendige und dringende Hausrepara- 
turen vornehmen zu lassen. Dies aber auf Kosten der besitz- | 
losen !ijeter durchzuführen, scheitert wiederum an der rauhen | 
"irklichkeit. Aufhebung der Tohnungszwangswirtschaft nitder 
dadurch erhofften liietpreiserhöhung, die nicht eintreten 

wird und kann, führt also nicht zum Ziel. autbebuie der "oh- 
nungszwangswirtschaft fuhrt aber auch nicht zur Behe 


| 

| 

: 

findet an der erwähnten latsache ihre natürliche Grenze. | 
N 


| 
| 
2S. & bung | 
der "ohnungsnot. Und wenn aus liausbesitzerkreisen oft nach- | 
gewiesen werden will, daß durch das Vorhandensein leer- 


# 
Stehender ‚ohnungen der Beweis erbracht sei, daß von einer | 
"ohnungsnot keine Rede mehr sein kann, so ist das auch nur | 


N PYoZ 





| 

| 

| 

| 

eine optische Täuschung. Leerstehende ‘ohnungen gibt es 

nicht, weil eine Nachfrage nach denselben bestände ‚sondern | 

nur, weil die wohnunesarmen llieter die verlangte Niete N 

nicht zahlen können und so mit ihrem johnungselend, mit | 

ihrem !ohnunesschicksal immer wieder zufrieden sein müssen. 

Und anzunehmen, daß in den Orten, wo die Tohnungszwangs- | 
wirtschaft bereits aufgehoben ist, keine Klagen in Bezug 

auf die Beseitigung des Rohnungselends mehr bestehen, käme | 

einer Selbsttäuschüung gleich. Dazu von vielen nur ein Bei- | 

spiel; | 

| 





In Sulzbach hat die KRpLIFREgRESa selon ‚geatütet 
auf einen durch eine Nechtsmehrheit herbeigeführten Gemeinde- 
ratsbeschluß die Fohnunpszwangswirtschaft außer Kraft gesetzt. 


Dies 
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Dies geschah, trotzdem noch 65 Familien ohne Mohnung, hunderte 
Yohnunessuchende vorhanden sind und 8 bis 10 RÜRE 3ER Familien 
in einem Zimmer hausen müssen. Garnicht zu erwähnen, daß vie- | 
lerorts hunderte von Familien, von Eisenbahnwagen und sonsti- 
Eeu primitiven \ohnräunen in der bitteren ünterzeit ihr le- 
en verkümmern. Also nicht Beseitigun Jer ODERCBR TER S- 
wirtschaft und iDetserhöhung ist das Allheilmittel, im Gegen- | 
teil: \ietsenkung muß infolge der gesunkenen Kaufkraft der 
Mieter durchgeführt werden, daneben auch an in Not geratene 
Hausbesitzer \Mietzuschüsse und Zuschusse für Hausreparaturen. | 
Dadurch wird eine Abwälzung auf die unteren Schichten und eine | 
einseitige Belastung vermieden. !ür können also den Befür- | 
wortern der Aufhebung der Zwaneswirtschaft nicht folgen und \ 
stimmen nicht nur für den TERgR OF IS Verordnungsentwurf der | 
Regferuneskommission, sondern auch fir die von der Kommunisti- 
schen Partei gestellten pn daR die PEEIOERRNSBENWETT- 
schaft wieder allgemein eingeführt wird. Ich habe bereits 
von primitiven "ohnungen gesprochen und dazu gehören auch 
die familien, die zwar noch eine einigermaßen bescheidene 
"ohnung besitzen, aber nicht in der Lage sind, ihre armselige 
"ohnung zu heizen. Wir wollen gerne anerkennen, daß die Re- 
jerungskommission, wenn auch reichlich spät, zwei Millionen | 
anken Ä e Seehlap ini Abgabe von Xohlen und Holz an mit- i 
tellose Familien bereitgestellt hat. Tür hätten aber erwartet, | 
daß auch die Grubenverwaltung eine soziale lat hinzugefügt 
hätte, inden sie durch Anrechnung eines möglichst niedrigen 
Preises- höchstens zum Selbstkostenpreis - ein ziemlich 
großes Guantum Kohlen zur Verfugung gestellt hätte. Es scheint 
aber so, daß die Grubenverwaltung auch an diesem Hilfswerk 
zugunsten ihrer eigenen Opfer ein Geschäft machen will. Daß 
für eine geringe Cualität aber noch 80.-Fr. fur die Tonne 
berechnet werden, ein Preis, der weit über dem »elbstkosten- 
zeoi“ liegt, zeigt nicht gerade von einer sozialen Einstel- 
ung für ihre eigenen Üpfer. Zur warmen Stube gehört auch 
warme Kleidung und warmes Issen. Trotz Anerkennung kann es | 
bei den bewilligten zwei „illionen Franken nicht bleiben. | | 
Weitere !ittel müssen zur Linderung der bitteren Not flüssig | 
emacht werden. Daß die Regierung dazu in der Lage sein dürf- | 
e, werde ich bei einem anderen lagesordnungspunkt beweisen. 
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sitzender: Das "ort kat Herr Abseorineter Bruck ! 


». Brück (NSDAP); Meine Dame und meine Herren! Unsere Stellungnahme | 
zu dieser "ohnungsverordnung ist folgende: "ir sind der lNei- 
nung, daß eine !Tohnungszwaneswirtschaft fur große und mittlere 
Yohnungen nicht mehr Erforderlich ist. Ver are 700.-Mark M 
\iete bezahlen kann, ist nicht schutzbedurftig. Wir können 
aber die Ansicht des Abg. liartin nicht teilen, daß die Zwangs- 
wirtschaft voll und ganz aufgehoben werden soll. Mir sind 
der Neinung, daß die \iohnungen der Arbeiter und unteren Bean- 
ten und Angestellten unbedingt noch geschutzt werden missen. 
"ir sind sogar weiter der !ieinung, daR auch die MWerkswohnungen 
und Grubenwohnungen, so wie es der kommunistische Antrag vor- | 
sieht, in die Zwaneswirtschaft eingeschlossen werden müssen. 4 
Wenn wir die ohnunesnot beheben wollen, so geschieht dies 4 
nicht dadurch, daß wir einfach die Vohnuneszwangswirtschaft | 
aufheben, sondern es ist notwendig, daß fohnungen gebaut wer- 4 
den, und zwar, daß die äNegierungskommission die Nittel zur a 
Verfügung stellt, die !ohnungen zu errichten, nicht wie das f 
geschehen ist bei den Neubauten, die wir heute haben, daß % 
noch so und soviel Zinsen zu zahlen sind und die Leute nicht 4 
mehr mitkommen können. 
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"ir machen die Regierungskomnission darauf aufmerksan, 


daß sie ihre Gelder, die sie an französische Banken ergeben 
haben soll, dazu benutzen soll, um Mohnungen zu erstellen. 
Und wenn genügend Nohnraum geschaffen ist, dann wird jeder 
einzelne eine Wohnung haben und die Zwangswirtschaft wird 
überflüssig sein. Sa 

, fir verlangen im übrigen die Übernahme der deutschen 
Mestimmunger schon zus dem Einfachen Grund, um eine längere 

ergangszeit nach der Abstimmung unmöglich zu machen. 
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orsitzender: Das Tort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


\bg. Schmelzer (DSV): NMeine Dame und meine Herren! Die Begründung, 
die dieser Vorlage mitgegeben wurde, ist außerordentlich 
schwach und widerspruchsvoll. Die alte bs IR ver- 
längert werden bis Ende Dezember 1933. Gleichzeitig hat 
sich die Regierungskommission aber vorbehalten, die Verord- 
nung auf ein weiteres Jahr zu verlängern, also_bis Ende 
1934. Das bedeutet - man kennt die Praxis der Regierungs- 
kommission -, daß die uns vorgelegte Vorlage, nachdem Sie 
Gesetzeskraft BEIDEN DR, bis zur Rückgliederung des Saar- 
gebietes bestehen bleiben soll. Ich gehe wohl nicht fehl, 
und ich glaube nichts unrechtes zu sagen, wenn ich behaup- 
te, die Degründung hätte man sehr viel kürzer fassen kön- 
nen und zwar So: Die Franzosen sind fest entschlossen ‚bis 
zum Schluß ihrer Herrschaft im Saargebiet alle Vorteile 
auszunützen, deren sie habhaft werden können. Denn dieje- 
nigen, die diese Bestimmung machen, sind die Nutznießer. 

ie wollen einfach bis zum Schluß ihrer Tätigkeit im Saar- 
ebiet die Vorteile nicht missen und deshalb liegt uns. 
lie Vorlage vor. Alles, was in der Begründung gesagt wird, 
ist hinfällig und schwach. !ir haben wiederholt - nit_Aus= 
nahme der Sozialdemokratischen Partei, _wo das ja ein Par- 
teierundsatz ist - sie erkennt ja das Privateigentum nicht 
an, sie verwirft das Privateigentum- die Kegierungskomnis- 
sion darauf aufmerksam gemacht, daß man die Zwangswirt- 
schaft abbauen müsse und zwar nicht so langsam, wie das 
die SE Prunenkomni 2sjon getan hat. Vienn sie davon spricht, 
die Wohnungszwangswirtschaft langsam abzubauen, so kann 
man dem wohl gegenüberhalten, daß diese Langsamkeit jeden 
Rekord geschlagen hat, daß sıe selbst mit dem Abbau der 
Zwaneswirtschaft während ihrer Herrschaft nicht FarihE 
wird, denn sie verlängert die Verordnung bis Ende 1934, 
also bis zu dem Abstimmungstermin. Die Tohnungszwangswirt- | 
schaft besteht praktisch nur noch für die Städte Neun- | 
kirchen und Saarbrücken. Es ist bezeichnend, daß ein Re- 1 
Daumnzerortreter erklärt hat, daß unter den aufgeführten 
temeinden, wo die Zwangswirtschaft noch nicht aufgehoben | 
ist, die eine oder andere Gemeinde garnicht daran gedacht 
| 
| 
| 


u 
| 
| 





hat, einen Antrag _wegen Abschaffung der lbhnungszwangs- 
wirtschaft zu stellen. 

Der Herr Abgeordnete Martin hat ausführlich 
über den Prozentsatz der von der lohnungszwaneswirtschaft 
befreiten Gemeinden gesprochen und es ist schon richtig, 
daß, wie er sagte, die Repgieruneskomission früher selbst 
die Zahl genamnt hat, die der jährliche Tohnungsbedarf | 
ausmacht und daß sie sie jetzt ausgibt als diejenige Zahl, 4 
dıe noch zu erfüllen wäre, bevor sie an den endgültigen E' 
Abbau herangehen könne. Jedenfalls ist aber so Viel Sicher, | 
auch wenn man weitgehende Zugeständnisse macht, daß viel- | 
leicht 10 %, vielleicht etwas mehr, aber ganz bestimmt _ 'PAN 
nicht viel mehr, noch im Saargebiet sind, die zwangsbewirt- mie 
schaftete "ohnunsen inne haben, und wenn man diese Prozent- 
zahl den anderen gegenüberhält, dann muß man so argumentie- 
ren. Es ist ein großes Unrecht gegenüber denjenigen, die 
in freien "ohnungen wohnen müssen, weil es keine anderen | 
gibt. Wenn darauf hingewiesen wird daß zahlreiche Er- ! 
werbslose im Saargebiet sind, die die lüete nicht zahlen 
können, so ist das richtig, das hat aber mit der Zwangs- 
wirtschaft nichts zu tun, denn von diesen Erwerbslosen \ 
wohnen unzählbare in freien \ohnungen. Das ist eine Ange- 
legenheit, die die Gesamtheit angeht und nicht die Haus- 
besitzer. \ienn der Herr Lieser sagt, vielen llausbesitzern 
geht es schlecht, dann wissen wir, daß die a 

nic 
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nicht parteimäßig irgendwie gruppiert sind, es ist auch 
nicht So, daß es immer heißt: Hier Hausbesitzer - reicher 
Mann, und dort \ieter - armer «ann-, sondern es ist viel- 
fach umgekehrt. 


(Zuruf des abe. Lorenz (KP): Aber jeder Villenbesitzer 
ist ein reicher N\ann! ) 


Ich möchte wissen, ob Sie nicht im Grunde Ihres Herzens | 
vielleicht froh wären, wenn die Zwaneswirtschaft aufgeho- 

ben ist. Jedenfalls haben wir in der Zwangsbewirtschaftung 
einige Erfahrung gesammelt, 


(Zurufe der Kommunisten ) 
- Glocke des Vorsitzenden - 
orsitzender: Ich bitte Sie, den Redner sprechen zu lassen. 


\bg. Schmelzer fortfahrend: ir haben in der Zwangswirtschaft 
einige Erfahrung, wir haben die Nahrungsmittel seinerzeit 
zwanesbewirtschaftet ebenso auch die Bekleidung, aber in- | 
mer hat sich gezeigt, daß, wenn die Zwangswirtschaft auf- | 
gehoben war, €s besser wurde. Dann haben sich die Preise | 
gesenkt und die laren, die vorher nicht da waren, waren | 
hc in Überfülle da. Ich_erinnere Sie an die möblierten 

immer, für die ungeheure Preise verlangt wurden. In dem 
Moment, als die Zwangswirtschaft abgeschafft wurde, gingen | 
die Preise herunter und sie wurden in Hülle und Fülle 

angezeigt. Genau so geht es auch bei der Aufhebung der | 
Zwaneswirtschaft für Mohnungen , die jetzt noch besteht. | 
In allen Orten, wo sie aufgehört hat, haben nach Angabe | 
der KHegierungskommission keine wesentlichen Erschwerungen | 
auf dem "ohnungsmarkt stattgefunden, das hat sie in einer | 
früheren Begründung selbst angeführt. Exmittierungen kon- | 
men vor unter allen Umständen, auch werden sie zweifel- 
los bestehen bleiben, das ist Ihnen bekannt. Die Exmit- 
tierungen haben nicht immer ihre Ursache in der liotlage 
sondern auch in der Lage der Dinge, wenn jemand die Miete 
nicht bezahlt hat, es sind oft verschiedene Gründe, es ist 
auch nicht immer die Not. Das wird nur mit der heutigen 
Notlage leider so oft entschuldigt. 
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( )Zurufe der Yommunisten: Eine Unverschänmtheit! ) 
- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: Ich bitte dringend, den Redner sprechen zu lassen. 
err Abgeordneter Lorenz, ich rufe Sie zur Ordnung. 


N POST 


Abg. Schmelzer fortfahrend: Wenn Sie etwas Näheres wissen wollen, 
ich sehe, Herr Detjen ist nicht hier, der mir mitteilte 
über die Verhältnisse bei der Städt. ea ange ptas  Tachaft. ! 
Dort fi es 12 \lenschen, die die Miete nicht bezahlen, | 
trotzdem sie Arbeit und Brot haben. 


7z 


(Zurufe der Kommunisten: Wenn sie bei Röchling schaf- 
fen, haben sie nichts ! 


| 
Sie bringen mich ja nicht breit, Sie können soviel 4 
Zwischenrufe machen, wie Sie wollen, ich habe Zeit. Ob an | 
Ihr er ae 1 ee zu appellieren ist, weiß ich nicht- Ihr | 
Anstandsgefü | 





li kemen wr - 


(Zwischenrufe des Abg. Lorenz !) || 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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orsitzender: Herr Abgeordneter Lorenz, ich rufe Sie zum zweiten- 
Mal zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines dritten | 
OÖrdnungsrufes aufmerksan. 


Abe, Schmelzer fortfahrend: Nun hat einer der Vorredner, viel- 
leicht der kommunistische Vertreter, hingewiesen auf die 
Notlage der Yreishausbesitzer. Ich befinde mich mit ihn, 
in gewissem Einklang, nur hat er mit Zahlen operiert, die 
der "ärklichkeit nicht gntanrochen, wenn er behauptet ‚daß 
die Voranschläge in vielen Fällen um 80 % überschritten 
worden sind. Das dürfte nicht ganz stimmen. Hie und da 
in einzelnen Fällen gebe ich zu. Aber ich möchte darauf 
hinweisen, was diese Überschreitungen anlanet, so ist das 
nicht etwa so, daß bei diesen lääusern ein durchaus unan- 
gemessener Unternehnergewinn die Überschreitung hervor- 
ruft. Bei dem Bau von derartigen lläusern haben die Unter- 
nehmer selten Gewinne, selten einen Verdienst. 


(Zuruf der Kommunisten: Arme Unternehner !) 


Das sind alles ganz kleine Handwerker vom Dorf, und mir 
erzählen Sie dann, was sie für ungeheure Gewinne gehabt 
haben. Es dürften auch Leute darunter sein, die Ihrer 
Partei angehören. Dann sind Sie so gut und sagen Sie das | 
denen, die die Verdienste weggeschnappt haben. So liegen | 
die Dinge nicht. Der Unternehmerverdienst ist bei _derarti- 
gen Bauten, wenn er auf 10 % kommt, ungeheuer viel,ge- | 
wöhnlich_sınd es nur wenige Frozent, das andere sind Löhne 
und die Lasten, die auf dem Handwerk ruhen, wie Steuer- | 
abgaben usw. Es ist töricht, wenn man auf der einen Seite | 
eine verbilligte Produktion der Wohnungen verlangt, auf 
der anderen Seite alle die Faktoren, die zur Ver illi ng 
führen, bekämpft und unmöglich macht. Ich befinde mic | 
mit Ihnen in Übereirstimmung, wie ich sagte, daß man_da- 
rauf hingewiesen hat, daß hier etwas geschehen muß. Ich | 
erinnere Sie, daß ich den Antrag gestellt habe, daß eine 
mschuldung für diese Hausbesitzer eintreten möge, eine | 
Umschuldung, die es möglich macht, die Häuser zu halten 
und die Lasten aufzubringen, die aufgebracht werden müs- 
| 
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sen. \an kann diese Umschuldung nicht zuschneiden auf 
Kreishauszuschläge, sondern auf normale Zuschläge und muß 
versuchen, durch _Zuschüsse diesen Stellen über die Krise 
hinwegzuhelfen. Das kann natürlich kein Dauerzustand_ sein, 
man kann nicht dauernd Häuser bauen mit Zuschüssen. Lassen 
Sie bauen durch die öffentliche Hand, dann werden Sie 
sehen, was für lieten aufzubringen sind, und ich kann nir 
nicht yorstellen, wie sie aufgebracht werden. Das von pri- 
vater seite Gebaute ist billiger als das von öffentlicher 
and. Und wenn Sie dann sehen, daß es diese Kreishäuser 
sind, die sie kritisieren, die ganz von öffentlicher Hand 
gebaut sind. 


WERE 


Tzu 


(Zuruf des Abe. Lorenz_(KP): Durch was sind sie so 
teuer geworden ? Der Landrat des Kreises Saar- _ 
brücken hat bei Erstellung der Häuser eine Provi- 
sion von ZU 000 Franken erhalten. 





Ich kann das nicht nachprüfen. Das dürfte eine Anschuldi- 
ung sein, die Die besser außerhalb des liauses beweisen, 
amıt man Sie fassen kann. 


(Zuruf des Abg. Iorenz (KP): Diese Behauptung stimmt!) 


Sie 
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Sie haben mich ja nicht beleidigt, Sie belasten den Landrat 
des Kreises Saarbrücken. Ich Pate Ihnen noch einmal, machen 
Sie diese Behauptung außerhalb des Hauses, damit Sie sich | 
nicht auf_Ihre Immunität berufen können. | 
| Es wurden noch erwähnt die Hausreparaturen , die 
im Deutschen Keich durchgeführt werden mit Z0 % Puschuß des 
Reiches, und diese sind dort sehr gut vor sich gegangen. 
Das_ Verfahren hat sich bewährt, denn durch Hergabe von 50 
Millionen Nark für Hausreparaturen für diese 20 % Zuschuß 
sind ungefähr für 250 bis 260 \\illionen llark Reparaturen | 
ausgeführt worden. Die fehlenden 80 % sind vom Hausbesitzer | 
etragen worden. Mir haben wiederholt darauf hingewiesen, | 
aß die Parlerungskommi Bsion etwas ähnliches unternehmen 
möchte. Ich selbst war bestellt zu verschiedenen Stellen | 
der Kegierungskommission und habe dort meine Ansicht darüber 
eäußert. Es ist außerordentlich bedauerlich, daß die Er- 
ebungen über den Gegenstand so lange dauern, denn wenn 
das noch eine Zeitlang dauert, ist der Minter vorbei, der 
Effekt verpufft und verpaßt. Ich möchte den Herrn Staats- 
kommissar dringend bitten im Interesse der vielen arbeits- 
losen Handwerkergehilfen, der Arbeitnehmer im Handwerk, 
doch dafür sorgen zu wollen, daß aus dieser Aktion der Re- 
gierungskommission auch etwas wird. Es genügt nicht, da 
nur eapreatunzen abgehalten werden, sondern es muß tat- 
sächlich Arbeit geschaffen werden. lian kann sich an die | 
Beispiele des Reiches halten. Ich möchte wünschen, daß die 
Be rapeskommjenion als bestes leihnachtsgeschenk für die 
Arbeitslosen eine Verordnung herausbringt, die etwas ähn- 
liches vorsieht, wie die, die im Deutschen Heich besteht. 
Ich darf darauf hinweisen, daß die fehlenden 80 %, an denen 
sich einige Deamten der Regierungskommission stoßen, die 
Einubez sie seien von dem Hausbesitzer nicht aufzubringen, 
eschafft werden können. Die Kassen der öffentlichen Hand 
sind bereit, einzurreifen. Es genügt der Beschluß der Re- 
gierungskommission, und da wird die Sache Tirklichkeit. Ich 
weise ©ie nochmals nachdrücklich darauf hin, daß die Hälfte 
aller Arbeitslosen im Saargebiet sich zusammensetzt aus 
Arbeitnehmern des Baugewerbes und der Baunebengewerbe, und 
darüber hinaus gibt es Arbeit für viele andere. Indirekt 
setzt sich_ der ganze Apparat in Bewegung. | 
ch darf bei dieser Gelegenheit noch darauf hinwei- 
sen: Die Regierungskommission hat Seinerzeit eine Verordnung 
erlassen über die steuerliche VERBUNBSLEUDE von Kleinhäusern, 
sie ist vom 8.10.1930. In dieser Verordmung ist TERRARS ION, 
daß befreit sind die Besitzer von Kleinhäusern von Grund- 
stückstempel und der Gebäudesteuer. Sie knüpft an diese 
Ver kunt ifnng die Bestiumung, das zu dem Haus gehörende Land 
darf nur ln, DESRSERD. Nun_hat die Siedlung der Stadt 
Saarbrücken Kleinhäuser erstellt, die haben mehr wie 400 gn 
Land. Saarbrücken hat 600 qm. Die Regierungskommission ha 
es Rn * , Sie steuerliche eg Pro. Bupmulsh- 1 
nen. Ks ist ein Unsinn, wenn auf der einen Seite die Leute - 
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angeregt werden, sich ihr Gemüse usw. selbst zu bauen, da 
sie siedeln wollen und die Städte entlasten sollen und daß 4 
die Städter auf's Land hinausziehen sollen. Auf der anderen 
Seite macht man die steuerlichen Vergünstigungen abhängig 1 
von dieser gerineen Wehrgröße des Grundstücks mit 600 qm., | 
wo doch der Kleinhausbesitzer noch kein Gutsbesitzer und | 
kein Grundbesitzer ist, er bleibt Siedler. 4 
| 
| 








gar 
vo: ) | 


hrsitzender: Das "ort hat Herr Abseordneter Schmoll ! 


be. Schmoll (DBM): Meine Dame und meine Herren! Als man die Gesetz- 1 
gebung über en des "ohnraumes schuf, bekun- | 
ete man diese Maßnahme mit dem fehlenden llohnraum. Man ver- | 
sprach die Aufhebung der Tohnungszwangswirtschaft, sobald | 
der fehlende "ohnraum geschaffen sei. Zur Brreschung dieses 
Zieles haben kommunale Körperschaften und auch die Hegie- 
runeskommission in erheblichen Umfange "ohnraum erstellt. _ | 
Private wurden durch Steuervergünstigungen und durch sonsti- 
ge Versprechungen zum Erstellen von !ohnraum angereizt. Nun | 
steht die unumstößliche Tatsache fest, daß heute schon in | 
groben Umfange neuerstellter \bhnraum leer steht und die 
euhausbesitzer enttäuscht, ja verzweifelt die Behörden an 
die Versprechungen erinnern, die ihnen seinerzeit gemacht 
worden sind. Dazu gehört in erster Linie die Aufhebung der 
apenesgmngsuLrtöchaft, Von einem Mangel an iiohnraum kann 
heute keine Kede mehr sein. 





(ünigahperuf der Kommunisten: Bei Ihnen ganz bestimmt 
nicht ! 
Auch in Saarbrücken nicht. Wir übergeben dem Vertreter der 
De Rerunes konn en ion ein Aktenstück, das besser beweist,daß 
Mohnraum im Überfluß schon angeboten wird als die Zahlen des 
liohnungsamtes. Diese Sammlung von Anzeigen der Saarbrücker 
Zeitung, die seit einem halben Jahr gesammelt sind und Tag 
für Tag die Angebote enthält, belegen diese Verhältnisse 
am allerbesten. In diesen Mohnungsanzeigen sind nur die Woh- | 
nungen von 2 und 3 Zimmern angestrichen. Es ist dadurch der | 
Beweis geliefert, daß auch in diesen kleinsten \ohnungen 
ein sehr starkes Angebot vorhanden ist. Es kann auch nicht 
anders sein. i ER 
Auch die Zahlen über die neubeptötigheit ver- 
Be mit der Bevölkerungszunahme beweisen das absolut. 
der Stadt Saarbrücken wurden gebaut: 
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nach dem Kriege bis 31.3.8 8 144 Viohnungen 
und zwar privat 5838 f 
von Siedlungsgenossenschaften 2 606 3 | 


Die Zahlen sind dem Verwaltungsbericht der Stadt Saarbrücken | 
vom Jahre 1931, Seite 99, entnommen. Wieviel Menschen kann | 
man in diesen ‘iohnungen unterbringen ? Als normale Belegungs- 
dichte gelten zwei Köpfe auf den Tohnraum. Unter den erstell- 
ten Nohnungen, die ich eben angeführt habe, befinden sich 
nun eine Unmenge ohnungen die vier, fünf, sechs und mehr 
Zimmer enthalten. Ich nehme nur als Durchschnitt drei Zinm- 
mer an. :enn man diesen Durchschnitt annimmt, kommt man ohne 
weiteres darauf, daß in Saarbrücken ?5 000 Tohnräume gebaut 
worden sind, in denen ganz bequem 50 000 Menschen unterge- | 
bracht werden könnten. Nun beträgt aber die Bevölkerungs- [. 
zunahme in »aarbrücken seit 1914 in Saarbrücken tatsächlich | 
rund 18 000 Köpfe und sie stamiert zurzeit vollständig. 

Es sind also in Saarbrücken fast dreimal so viel Wohnraum | 
entstanden, als es der Bevölkerunrszuwachs erfordert. Des- | 
halb ist es mir unerklärlich, daß die Zentrumsfraktion immer i 
noch glaubt, in Sarrbrücken mı.ßte die wohnungszwangswirtschaft # 
weiter bestehen, weil T!ohnraum fehle. Wenn die Regierungskon- # 
mission in einer ihrer Denkschriften schreibt, der neuerstell- | 
te MWohnraum hätte offenbar niemals den jährlich entstandenen Ä 
Nohnungsbedarf gedeckt, so mag das verstehen wer will. So | 
oberflächlich darf man eine so wichtige Sache nicht behandeln. | 


N Pwog 


(Zwischenruf: Von Ihrem Gesichtspunkt aus! ) 


Selbstverständlich besteht noch immer stärkste Nachfrage nach Ü# > 
altem I-r 
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altem Wohnraum, ist er doch fast 50 % billiger als neu er- | 
stellter. Alles, was im !irtschaftsleben bei gleicher Güte | 
billiger ist, wird bepierie gefragt. Das "ohnungsamt als 
Makler bei diesem Geschäft muß starken Zulauf haben. Solche s 
Vormerkungen aber auf billigen Wohnraum bei der Vermittlungs- | 
stelle können BRnOg LI GE die Knappheit des Tohnrauns beweisen, | 
wie das die Denkschrift der NRegierungskommission behauptet. 
je Neuhausbesitzer haben im Vertrauen auf die ih- | 
nen gemachten Versprechungen liohnungen erstellt. Nun stehen | 
diese Behörden mit verschränkten Armen da und sehen der Ver- 
kümmerung und dem wirtschaftlichen Imrerenge dieser Neuhaus- 
besitzer zu. Dem Neuhausbesitz macht der Althausbesitz durch 
seine viel niedrigeren liieten selbstverständlich eine gesetz- 
lich geschützte unlautere Konkurrenz. Die wenigen Sätze in 
dem Berichte der Verwaltung der Stadt Saarbrucken zur Noh- 
nungsverordnung sprechen Bände. Der Zustrom wenig leistungs- 
fähiger lieter muß danach in Saarbrücken ganz besonders stark 
sein, weil in den umliegenden Ortschaften, das ist die Be- 
gründung welche die Stadt Saarbrücken sehr richtig ange- 
ührt hat, die Nohnuneszwaneswirtschaft abgebaut sei. Jeder, 
der es irgendwie machen kann, drängt sich eben mit Hilfe des 
Yohnungsamtes in die Gemeinden, die noch zwanpsbewirtschaf- 
tet sind. Statt aus dem Ganzen und den eben a ee 
Zahlen etwas zu lernen, mill die Stadt Saarbrücken neuen 
Zwang einführen. Sie will die Treizügiekeit unterbinden. 
Sie will den Zuzur nach Saarbrücken nicht beschränken. Mir 
halten den Zwane nicht für notwendig. Wenn man die MWohnungs- | 
zwaneswirtschaft in Saarbrücken auch abschaffen würde, wie | 
in den umliegenden Ortschaften, dann wurde dieser Zuzug von | 
selber aufhören. Es ist doch ein Undine, daß man in Saar- | 
brücken billigere "ohnungen bekommt als auf dem Lande. In | 
Völklingen sind zum Beispiel die iohnungen teurer als in | 
Saarbrücken. AR | 
Neu-und Althausbesitz sind außerdem zum speziellen | 
| 
| 
| 
| 








Steuerobjekt_ geworden. Es ist gamicht zu verstehen, wie der 
unteatable alte Hausbesitz neuerdings durch die Finanzämter 
such noch bei der Vermögenssteuer bewertet wird. Ohne dem 
alten liausbesitz auch nur das geringste Aquivalent zu geben, 
legst man ihm neuerdings außerordentlich hohe Steuern auf. 
Meine Dame und meine Herren! 
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aber Arbeit, indem man durch ein unsinniges wirtschaftliches 
System Private geradezu vor dem Bau von neuen Fäusern warnt, 
denn anders wirkt es nicht, wie man den Neuhausbesitz behan- | 
delt. Dem alten Hausbesitz_aber verweigert man die Einnahmen, I. 
die zu der so notwendigen a en vieler Häuser Voraus- | 
setzung sind, fördert so die Arbeitslosigkeit. 
. . Nımmt man nun an, daß bei Aufhebung der Mohnungs- | 
zwangswirtschaft in Saarbrücken auf eine eg 00 Franken | 
für Reparaturen angewendet wirden, dann kommen bei den 20 000 1 
"ohnungen unge ser Millionen Franken ins Rollen, wodurch 4 
das Virtschaftsleben befruchtet würde, und die auch wieder a 
Steuererträgnisse, Umsatzsteuer und Iohnsteuer ahwerfen wurden. # 
Und Geld schafft Ärbeit. Welch himmelschreiende VRrereonhig- # 
keit liegt darin, daß bei dem heutigen System wohlhabenden 1 
| 
| 


| 
Hl 
| 
ist das wichtigste Problem der Gegenwart. llan verhindert | 
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\ietern dank der gütigen Fursorge des GeSetzgebers oft um 
die Hälfte billigere fiohnungen besitzen als ”leichgestellte 
Bürger in Neubauwohnungen. Solche lüieter haben, wie man 
sich leicht ausrachnen kann, aus der nichtbezahlten lliete | 
im Laufe von 15 Jahren sich ein Vermögen erspart, das_un- 1 
gefähr der Hälfte des lertes des Mohnrauns oder Anteils des | 
von ihnen bewohnten Hausteils ausmacht. | 
Für lieter, die wirtschaftlich schlecht gestellt 
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gestellt sind, sollte nicht der Hausbesitzer sorgen müssen, 
sondern die Allgemeinheit. 


(Zwischenruf des Abg. Lieser(SP): Also Zuschüsse! ) 


Sie haben ganz recht, Zuschusse durch die öffentliche Hand. 

ER s ist nicht zu verstehen, daß die Negierungskon- 
mission auch nur einen Augenblick zögert, die Mbhnungszwangs- 
wirtschaft aufzuheben. Diese a tung ist umsoweniger am Platze, 
als durch neue Steuern die Hausbesitzer sich einer ganz beson- 
deren Aufmerksamkeit erfreuen. In diesem Zusammenhang halten 
wir es auch für notwendig auf den übertrieben hohen Unsatz- 
stempel von 6 % beim Grundstückswechsel aufmerksam zu machen, 
der naneigartig in der Welt dasteht. | 

In Notzeiten, wie der heutigen, wo Zwanesverkäufe 
an der Tagesordnung sind, bedeutet dies eine ungewöhnliche 
Härte. Besonders leiden darunter die Sparkassen. Die Regie- 
rungskommission möge die Frage ernstlich prüfen, ob sie mit 
Hand anlegen will, daß die Liquidität der Kassen durch solche 
enorme Stempelabgaben in bedenklicher lieise bedroht wird. 

s ist leider vielfach so, daß die Kreditinstitute, die ih- 
nen anfallenden Immobilien nicht wieder abstoßen können, weil 
eine Stempelabgabe von 2 mal 6 % es verhindert. Eine Bela- 
stung von 12 % innerhalb kurzer Zeit verträgt. der lausbesitz 
einfach nicht. In dem ließe aber wie die Kassen unfreiwillige 

ausbesitzer werden, schwindet deren Liquidität. Mas würde 
nun geschehen, wenn beschlossen würde, in dem Altwohnraum 
die Friedensmiete zu erheben ? Der Neuhausbesitz würde et- 
was erleichtert werden, die gesamten Lebenshaltungskosten 
würden nur um ein Geringes steigen. 

n Saarbrücken ne Sopserber der Index 
der upnagt- ie bnnghalt neun eben 4,3. Nach einer Berechnung, 
die die Saarbrücker Stadtverwaltung vornahm, würde der Index 
bei der vollen Friedensmiete auf 562,3 EPRLEOR. Er läge also 
immer noch unter dem Index der Vorkriegszeit und erheblich 
unter dem Index im Reich mit ca. 120 %. MWenn 277 Gemeinden 
die höheren Nieten tragen können und wenn im Reich weit höhe- 
re Mieten bezahlt werden, dann ist es nicht unbillig, sie | 
auch noch in den 18 zwangsbewirtschafteten Gemeinden des 
Saargebietes einzuführen. 

ir lehnen deshalb die Verlängerung der NWohnungs- | 
verordnung entschieden ab und verlangen auch in den noch | 
zwangsbewirtschafteten 18 Gemeinden dieselben wirtschaftlichen 
Tohnungsverhältnisse, wie sie sich in den übrigen 277 Ge- | 
meinden des Saargebietes bewährt haben. 
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| 
sitzender: Ich stelle fest, daß die Begutachtung der Vorlage danit | 
erfolgt  _ und in dem Sinne der erstatteten Gutachten verab- ! 
Sschiedet ist. - | | 

Das lort zu einer persönlichen Bemerkung erteile ich | 

Herrn Abgeordneten Gärtner ! 


| 
| 
>. Gärtner (Z), Meine Dame und meine Herren! Der Herr Abgeordnete 
Hey hat Dinge angezogen, die zen enet sind, mich in der Üffent- 3 
lichkeit und auch die Zentrunspartei herabzuwürdigen. Ich muß | 
demgegenüber folgendes feststellen: In einer Kreistagssitzung | 
im Mai habe ich als Vertreter des Zentrums zwei Anträge ein- 
gebracht ‚einen betreffend 1 


ı 
allgemeine Herabsetzung des Zinsfußes unter Berück- 
sichtigung der Senkung der Hypothekenzinsen, i 
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und einen zweiten Antrag betreffend 


die Beschwerden der Kreishausbesitzer zu prüfen 
und zwar derart, daß bei keinem Kreishausbesitzer 
das Gefühl zurückbleiben darf, daß er übervorteilt 
sei. 


Diese beiden Anträge mırden Ange Dosen und zwar auch von 
der kommunistischen Fraktion. Ich muß mich daher wundern, 
er Herr Abgeordnete Hey die Sache anders darstellen 
wi 


(Miderspruch bei den Kommunisten und Rufe: Das ist 
bewußt die Unwahrheit! 


Die Zinszuschüsse sind genehmigt worden, nur wurde vom 
ur Light; festgesetzt, daß diese Zuschusse nicht wahllos an 
alle erteilt werden sollen sondern daß geprüft werden 
soll in jedem einzelnen Falle, ob die Zahlung von Zuschüs- 
sen sich vor der Allgemeinheit rechtfertigen läßt. Daß 
dieser Standpunkt begründet ist, das mögen Sie aus folgenden 
atsachen erSehen: _ | 
Es gibt Kreishausbesitzer, die ein oder Sogar zwei 
bezahlte Häuser rechtsrheinisch haben, andere verfügen noch 
über ein Einkommen von mehr als 3000.-Franken monatlich. 
Wieder andere decken fast ihre Zins-und Tilgungsverpflich- 
tungen aus NMieteinnahmen. Diese Leute können unmöglich nit 
den Kreishausbesitzern auf eine Stufe gestellt werden, die 
arbeitslos oder Kurzarbeiter sind. 

Bun hat der Abgeoränete Hey es so dargestellt, als 
wenn die Leute DRLDERR und betrogen worden wären. Es ıst 
jesoon so, daß vielfach die sogenannten Kostenvoranschläge 

eshalb überschritten wurden, weil in einer Anzahl von Fäl- 
len Sonderwünsche zu berücksichtigen waren, welche bei der 
Tele rug nicht vorgesehen waren. Bei mehreren Hausbe- 
sitzern, die ebenfalls Überschreitung des Voranschlags gel- 
tend machten, war nachweislich übersehen worden, daß die 
Endsumme deshalb so hoch sein mußte, weil darin aufgelaufe- 
ne Zinsen enthalten sind. Dann weiß der Abgeordnete 7 ganz 
genen. daß vorhandene technische Mängel für die Leute ko 

os beseitigt werden. Das Urteil über die bewußt unwahren 
Ausführungen des Abgeordneten Hey kann ich getrost der Df- 
fentlichkeit überlassen. 


rsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter lartin! 


g. Martin (2):, Meine Dame und meine Herren! Der Herr Abgeordnete 


Schmo at mir vorgeworfen, ich hätte eine oberflächliche 
Rechnung aufgestellt. Ich muß demgegenüber behaupten, daß 
der Herr Schmoll eine Milchmädchenrechnung aufgestellt hat. 
Menn er BBPN daß heute auf den einzelnen Einwohner in Saar- 
brücken mehr !ohnraum komme wie vor dem Kriege, dann stimnt 
das. Herr Schmoll hat aber dabei übersehen, daß die einzel- 
nen Familien heute viel kleiner sind als früher. Mährend es 
vor dem regt viele Familien mit 5, 6 und 8 Kindern gab, 
haben heute die Familien in der Regel nur noch zwei Kinder. 
Dagagen hat sich aber die Zahl der Familien sehr vergrößert, 
sodaß also auch mehr lohnraum fur zahlreiche Familien vor- 
handel sein muß, Herr Schmoll, Sie vertreten nur die Inte- 
ressen der Hausbesitzer, wir aber vertreten die Interessen 
der Mieter und Vermieter. Mir haben für beide zu sorgen. 

Ich weise Ihren Vorwurf "oberflächliche Rechnung" zurück. 


(Zuruf des Abg. Schmoll (DEM): Ich habe den Vorwurf 
dem Zentrum nicht gemacht. ) 


nn 





sten- 


Im 
ID 
in 
id 
. 
- 
Tr 
©: 
0y 
Am 
1 
> 
ER 
Li 
3 
0 
r 
IR 
Rı' 
I 
= 
N 
Jr 
® 
& 
rn 
Y 
Dy 





Peg 





| an 
BR I 


wur B Zr) 


orsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Lorenz! 


bg. Lorenz (KP) : Meine Dame und meine Herren! Wir wollen feststellen 
als Kommunistische Fraktion, daß die Zentrumsfraktion hier 
vor dem Hause versucht, sich rein zu waschen, und (zum Zen- 
trum gewendet) versucht, so zu tun, als ob sie die Vertreter 
der Interessen der Nieter und Kleinhausbesitzer sei. Ich 
würde vorschlagen, daß Sie einmal Ihren Abgeordneten Milhelm 
Wehrden fragen, ob es nicht stimmt, daß dort in Kreishäusern 
die Fenster zwar eingebaut sind, aber mit allen möglichen 
Sachen festgemacht werden mussen, damit sie nicht heraus- 
fallen. Außerdem ob es nicht stimmt, daß die Türrahmen in _ | 
den Kreishäusern so angeschlagen sind, daß sie zwei und drei # 
Finger breit von der liand abstehen. Wenn die Leute abends | 
die Türen schließen wollen, muß einer vor und der andere | 
hinter der Türe stehen, damit sie nicht herausf.llt. In ei- 
ner Versammlung in Wehrden wurde festgestellt, daf der 
Pfarrer !ilhelm sehr eifrig bei solchen Siedlungen mittätig 
war, die Kreishäuser in einer solchen Verfassung zu er- 
stellen, und daß er auch bei der Festsetzung der Preise 
für diese Häuser mitarbeitete. Natırlich muß man sich dann 
hierherstellen und den Versuch machen, sich reinzuwaschen 
und sagen, die Kommunistische Fraktion hat unrecht. Der | 
Herr Martin sagt, wir setzen uns ein für die Hausbesitzer 
und die Mieter. "ir sagen: das Zentrum verrät die Hausbe- 
sitzer und die lüieter. Ä 
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yrsitzender: ir kommen zum nächsten Punkt der Tagesordnung betr.: 


Einbehaltun? von Maren. 


— un m dm Te m nn nn m nn mn re nn m ES ab En eh ann NE mn un en er u 


Zu dieser Vorlage liegen Ihnen zwei Berichte vor, die we 
folgt lauten: 


ER WERL wu wRA U ED RE BEE RD ER ER ER RR WR RE 


über die Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Kinbehaltung von Maren. 


an nn m nn Te nn nn m m ne us m vun Tun 


| 
der 3 5. und 8. Kommission des Landesrates 


Berichterstatter: Abgeordneter Angel (2). 





in ihren gemeinsamen Sitzungen vom l., 8.Juli und 1. August | 

ds.Js. ng Abt 5 beraten. ; | 
Zu dieser Vorlage wurden verschiedene !ragen an die 

Regierungskommission gerichtet, die wie folgt lauten: 


Die 8., 4., 5. und 8. Kommission des Landesrates haben 
| 
| 





a) Za $ 1 und 3; Die Zentrumsfraktion ersucht um Aus- 
unft, was die Regierungskommission unter dem Be- 
eriff "Ausfuhr " verstanden wissen will. 


oO” 
a 


Die Zentrunsfraktion bittet um üitteilung, welche 
Ausführungsbestimmungen seitens des litgliedes der 
Regierungskommission fur wirtschaftliche Angelegen- 
heiten erlassen werden sollen. 


Suyamog ayasıydmubousgs 42720444085 47 


& 
nn 


Der Nachsatz "unter Vorbehalt aller prohibitorischen 
und einschränkenden Mein ", der sich im ersten 
Satz der Begründung findet, ist ihr in dieser Form 
unverständlich. Sie bittet daher um Aufklärung, was 
hiermit gemeint ist, und gestattet sich auf Artikel 

1 des Sarrzollabkommens vom 23.Februar 1928 aufmerk- 
sam zu machen, wonach sich die hohen vertragschließen- # 
den Teile verpflichtet haben, die durch das Saar- 
zollabkommen getroffene Sonderregelung nicht durch 
die Anwendung von Gesetzen und Verordnungen, nament- 
lich auf dem Gebiete der Ein- und Ausfuhrrverbote 
und Beschränkungen zu behindern. Daraus folet, daß 
die Kontingentierungsmaßnahmen der französischen 
Regierung auf die im Saarzollabkommen enthaltenen 
TROROBAT LEBEN keine Anwendung finden dürfen, 
sleichgültig, ob die Kinfuhr zollfrei, zu vermin- # 
derten Zollsätzen oder zum Minimal-Tarif erfolet. | 
Ist dies such die Auffassung der Regierungskomis- | 
SION 1 l 


d) Ist die Ausfuhr von Fleisch und Nehl in d_jeder 
Form aus dem Saargebiet nach Frankreich, die durch 
die Verordnung der französischen Regierung von 
11. April 1931, soweit Fleisch in Frage komnt,ver- ji 
boten wurde, wieder freigegeben ? | 
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e) Wie steht es mit der Aufhebung des Kartoffel-und Gemüse 


Einfuhrverhotes für das yaargebjo? ? Welches Ergebnis 
haben die Verhandlungen der Regierungskommission betref- 
fend Erwirkung ausreichender Einfuhr-Kontingente mit der 
französischen Negierung gezeigt ? Besteht insbesondere 
die Absicht, daß das unbedingt erforderliche Kartoffel- 
Kontingent zollverbilligt werden darf 7 


Auf diese Fragen gab der Staatskommissar in der Sitzung vom 


8. Juli ds.Js. So 


gende Antwort; 


1) Unter den $ 1 fallen zunächst alle Waren, die in dem 


2 
3) 


a 


4) 


o 


4 


6) 


[pp 


Saarzollabkommen vom 23.11. 1928 in den Listen A,A 1,C1 
und G 2 enthalten sind, ferner die Waren, für welche 
dem Saargebiet Sonderkontingente eingeräumt worden sind. 
Diese bestehen für Großvieh, Kälber, Schweine , Limburger 
äse, Butter und Illöbel. 

Zu bemerken ist, daß von den angeführten Listen 
des Saarzollabkommens im wesentlichen nur in Betracht 
kommena die Listen A und Ü 2. Die Liste A enthält Lebens- 
mittel, Holz, Steine, Schuhwaren Popmmeusigche Artikel 
udel., die Liste G 2 technische Artikel, A 1 betrifft 
Waren für die weite srarbeitende Industrie, die nach 
einer gewissen Zeit weder expordiert werden müssen und 
die Liste GC 1 Gegenstände zur Ergänzung bestehender Be- 
triebe. Das Saarzollabkommen ist veröffentlicht im 
Reichsgesetzblatt 1928 B.2.5.57. 


Die ordentlichen Gerichte sind zur Aburteilung zuständig. 


Ausfuhr liege vor, wenn die Ware über die Saargebiets- 
grenze, demmach über dıe saerl.-franz.oder saarl.deut- 
Sche Grenze gebracht wird. 


Ausführungsvorschriften sind zunächst nicht in Aussicht 
genommen. Sie sind vorgesehen fur den Fall, daß aus_be- 
Someren Anlaß sich ein Bedürfnis hierzu herausstellen 
sollte. 


Die Geltung des Art. 11 wird nicht bezwifelt. Der Vor- 
behalt kann nur in Betracht kommen für laren, für die 
ein Sonderkontingent auf Antrag der m p4erungekönmisnion 
von der Tranzösischen Hegierung zugefallen ist. So ist 
für Linburger Käse ein Sonderkontingent von 70 Ztr. zu- 
estanden neben 3000 dz. auf Grund des Sasrzollabkommens. 

erner karn das »Saargebiet i6 000 dz. an Großvieh aus 
Deutschland einführen, während für Frankreich die Fin- 
fuhr von Großvieh gesperrt ist. 


Ein Gutachten der Handelskammer befindet sich nicht in 
den Akten. Es wird indessen angenommen, daß die Maßnahme 
ebenso wie in der Presse auch von der Handelskammer be- 
rüßt_ wird, weji sie dem S 

Vergl. Artikel in der Saarbrücker Zeitung vom 2.7.1982). 


Über den Stand der Verhandlungen bezüglich Fleischausfuhr und 
Kartoffelkontingent kann eine Auskunft im Augenblick nicht er- 
teilt werden, da der Leiter der wirtschaftlichen Abteilung einen 
Erholungesurlaub angetreten hat. 


folgende ergänzende Antworten auf die am l.Juli gestellten Fragen: 


ger Sitzung vom l.August geb der Staatskommissar noch 


"Ich habe zu der gestellten Frage der Kontingente eine 
eusführliche Antwort vom Finanznninister Morize erhalten. 
Aus derselber ergibt sich, daß die Regierungskommission 


In 


chutz des_reellen Handels dient. 


N PYOT 


rag 








im 
ID 
in 
io 
[® 
Ir 
"Di 
ar 
"Wü 
| > 
I< 
i® 
23 
20 
Ib 
zZ vr 
zaR 
Zd 
Es 
En 
Ku) 
> 
LK 
BR 
49 
24 
An 
{1} 


7Vv 








- 334 - 


in Unterhandlungen hinsichtlich eines _Kartoffelkontingents 
er die im Gang befindlichen Besprechungen kann 


steht. 


keine Auskunft erteilt werden. ' Ar 
In Verfolg der von der Hegierun skommission unter- 
nommenen Schritte in bezu e 
mung werden von Frankreic 
infu 


auf die 
Erleichterungen erteilt. Die 


treide und Mehlversor- 


hr von Getreide wird von der Vorlage eines von einem 
besonderen Ausschuß ausgestellten Einfuhrscheins abhängig 
emacht. Es ist kein Kontingent festgesetzt aber verein- 


art worden, 


daß die von der Commission Derogations in Saar- 


brücken vorgelegten Anträge bewilligt werden sollen. Bisher 
sind alle Anträge der saarländischen Mühlenwerke bewilligt 
worden, sodaß in dieser Hinsicht keine Beschränkung ein- 
getreten ist. 


treide. 


ein Vermahlungszwang für 80 ” 


Für Mehl gilt die gleiche Regelung wie für Ge- 


Seit März 1932, dem a tzunkt, an dem diese Rege- 

lung in Kraft trat, sind Anträge ü 

geleitet worden. Bis il 

MAlNtEnlie ausgereicht. 
a 


er nur 1260 dz. weiter- 


etzt hat also das vorgesehene Kontingent 


ch meinen Informationen darf die Einführung 
von Mehl zu Schwierigkeiten 


laß _ geben, weil in Frankreich 


im Inland erzeugten Getreides 


besteht. Im Saargebiet besteht der Vermahlungszwang nicht. 


Die Regieru 


£ skommission hat wiederholt bei der 
zuständigen französischen Stelle Schritte getan, um Kontingen- 


te zugunsten des Saargebietes zu erreichen 


D 


aß solche 


chritte nicht erfolglos geblieben sind, 


beweisen die nachstehenden Zahlen: 


Rinder: 


Kälber: 


Ferkel: 


1. Vierteljahr 193: 


ww 


BD m 


1. Vierteljahr _1982: 


word 


2) 


wovon 
19 


i RN 


wovon 


. Vierteljahr 1932: 


wovon 


x 19832: 


wovon 


" 1932: 


wovon 


Vierteljahr 198%: 
g 19832: 


" 


wovon 


50 000 dz. f. Frankreich, 
30 000 "  " Saargebiet; 
40 000 " " Frankreich 
30 000 " " Saargebiet; 
36 300" " Frankreich 
30 000 "  " Saargebiet. 
1 700 dz. f. Frankreich 
8lü " " Daargebiet; 

1 380" 7 Frankreich 
810 " " Saargebiet; 
100" © Frenkreich 
810 " " Baargebiet. 

30 400 dz. £. Frankreich 
20 000 "  " Saargebiet; 
25 000” " Frankreich 
20 000 " " DBaargebiet; 
25 000" " Frankreich 
20 000 "  * Saargebiet. 


kein Kontingent, die Ferkel 


sind in’ dem Schweinekontingent einbegriffen. 
. Vierteljahr 150 


az. f. Frankreich 
dz. f. Frankreich 
100 dz. £f. Saargebiet. 


Käse 
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Käse: 
l. Vierteljahr 1932: 52 000 dz. f. Frankreich 
wovon 3 000 " " Saargebiet; 
2. Vierteljahr ivse: 56009" ". Frankreich 
wovon 3000" " SBaargebiet; 
3. Vierteljahr 1002: ‚56 000° . " \Prankreich 
wovon 3 000" " Saargebiet. 
Deutschland erhält von den 56 000 dz. nur 4000 dz. ‚denen 
die > dz. für das Saargebiet entnommen sind (Limburger 
Käse). 
Butter: 
l.Vierteljahr 1932: 36: 000 dz. f. Frankreich 
wovon 1 800 " " Saargebiet; 
r 1932: .‚28:000:°: ..". ‚Brankreich 
wovon 1400 7: " "Sasrpeblet; 
N 1292: :18:.:000:1...." Bpaakreich 
wovon 000" " DBaargebiet. 
Wurstwaren: 
3. Vierteljahr 1982: 4 000 dz. £. Frankreich 
wovon BUNT Beurpenret. 


Nöbel_: 
l. Halbjahr 1982: 14 345 dz. fur Frankreich, wovon 7 973 dz. 
für das Sasrgebiet. 
Deutschland erhält von diesen 14 345 dz. 9 650 dz., denen 
lie 7 973 dz. für das Saargebiet entnommen sind. 


2. Halbjahr 1932: 6 108 dz. für Frankreich,wovon 3 956 dz2. 
ür das Saargebiet. 

Deutschland erhält von diesen 6 108 dz. 4 098 dz., denen, 

lenen die 3 956 dz. für das Saargebiet entnommen sind. 

opfen: Aus der Tschechoslowakei. 

500 dz. einzuführen bis 8. Oktober 1932. 

1000." ; vom 9. ’ " bis 8.0ktober 1933. 


rl Diese \iengen können zum Vorzugspreis von Z00.-Franken je 
= Be: eingeführt werden, während der normale Tarif 400 Franken 
beträgt. 

r Außerdem wird man sich erinnern, daß in Verfolg der von der 
teejerunsskommission unternommenen schritte in bezug auf die Getrei- 
je-und NMehlversorgung Erleichterungen gewährt werden. _ 

Die Einfuhr von Getreide wird von der Vorlage eines von 
'inem besonderen Ausschuß ausgestellten Einfuhrscheines abhängig 
remacht. 3s ist kein Kontingent festgesetzt, aber vereinbart worden, 
aß die von der "Commission des Deropations”" in »aarbracken vorge- 
eeten Anträge bewmilliet werden sollen. Bisher sind die Anträge der 
saarländischen Mühlenwerke bewilligt worden, sodaß in dieser Ilin- 
icht keine Beschränkung eingetreten ist. _ 

Für Mehl gilt die gleiche Regelung wie fur Getreide, doch 
ann die "Commission des Derogations " nur Anträge Die zu monatlich 
000 dz. einreichen. seit März 193, zu welchem Zeitpunkt diese 
egelung in Kraft getreten ist, sind Anträge über nur 1260 dz. 
eitergeleitet worden. Bis jetzt hat also das vorgesehene Kontingent 
ollständig ausgereicht. Ä e 
| Außerdem kommen dem Saargebiet die durch das deutsch-Iranzö- 
ische Abkommen von 1928 vorgesehenen Äontingente zugute. Zu diesen 
ontinpenten tritt demnächst noch ein Milchkontingent von viertel- 
ährlich 400 dz. zum Nindesttarif. 


Die Regierungskommission steht in Unterhandlungen an 
er 
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der Bewilligung eines Kartoffelkontingents. Über die im Gang 
befindlichen Besprechungen kann keine Auskunft erteilt werden. 


Die Zentrunsfraktion stellt folgende Anträge: | 


1) Die Zentrumsfraktion des Landesrates bittet die Re- 
gierungskommission mit der Paessslschen Dagieien 
zu verhandeln, daß Mehl, das in saarländischen Mül- 
lereien nach französischen Ausmahlvorschriften her- | 

estellt ist, bei dem Absatz in Frankreich keinerlei | 
Erschwerungen unterworfen ist. 


2?) Die Zentrunsfraktion des Landesrates bittet die Re- | 
EESTSRESKnm.SRIon mit der französischen Regierung 
erhandlumgen aufzunehmen, damit saarländische Reise- 
legitimationen in Frankreich als gultig anerkannt 
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werden. 
nz Französische Reiselegitimationen haben 
japt einer Verfügung der Regierungskommission vom 15.Januar 


l im Saargebiet en ee A ee werden saarländische 

Leritimationen in Frankreich nicht anerkannt. Das ist ein Zu- | 

stand, der dem 'esen der Zollgemeinschaft zwischen Saargebiet 

und Frankreich widerspricht. Sollte Frankreich sich nicht be- N 

reit finden, dem Saargebiet gleiche Rechte zuzugestehen, so. 

bitten wir die Regierungskommission, die erg sem en, die 
a 


für Frankreich durch die fragliche Verordnung gesc en wurden, 
aufzuheben. 


3) Die Zentrumsfraktion beantragt, die Regierungskomnis- 
sion möge ge >> schon mit der französischen egierung 
in Verhandlungen eintreten, um die a re ea 
toffel-Einfuhrverbotes zu erreichen, damit die Ein- 
fuhr von Frühkartoffeln und die im September begin- 
nende Kartoffelversorgung gesichert ist. 
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Die Kommunistische Fraktion stellt folgenden Antrag: 


Sofortige Vorlage einer Verordnung betreffend Kege- 
Zune der Kontingentieru von Aus-und Einfuhr unter 
weitgehendster Derücksichtigung des »chutzes der 
Xleingewerbetreibenden, Kleinhandwerker sowie Klein- 
Zwerg-und Nittelbauern. 


Proz 


BETTER 


beiR 


my, erg“ 
an eng, nm 


Beurer 


Die Zentrunsfraktion verweist auf die Eingabe des Schutzver- 
eins für Handel und Gewerbe im Saargebiet vom 12.7.1932 ,deren 
Abdruck als ng beigefügt ist, und ersucht die Regierungs- 


kommission, die darin enthaltenen Anträge zu bericksichtigen. 
Die Anträge lauten: 


a) Die Zentrunsfraktion begktregh, in $ 1,Absatz 2 für 4 
das "ort " Ausfuhr" vielleicht das loort_" Verbringen" 4 


zu setzen, da das "ort "Ausfuhr " formal juristisc 
bedenklich ist. 


b) Die Zentrunsfraktion beantragt, daß unter die Bestin- 4 
a Fi dieser Verordnung der " kleine Grenzverkehr" E 
nicht fällt, und daß in der Verordnun ar zum Aus- | 


m 
druck gebracht wird, daß ein Handel ahnlich dem 
kleinen 
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dem .kleinen Grenzverkehr zwischen Saargebiet und Frank- 


reich nicht unter die Bestimmungen dieser Verordnung fällt. 


c) Die Zentrunsfraktion beantragt, daß die Ausfuhrungsbestin- 
mungen zu dieser Verordnung erst nach Anhörung der Vertre- 
ter der Handelskammer, der Handwerkskammer, des Schutz- 
vereins für Handel und Gewerbe und der Landwirtschafts- 
kammer getroffen werden. 


Voraussetzung für Annahme der person Vorlage ist eine Prüfung 
der Tatsache, ob von Frankreich in ähnlichen Fällen auch ent- 
sprechendes Intgegenkomnen gegenüber der Saarregierung festge- 


stellt worden ist, speziell in der Frage der Neiselegitimationen. 


Die Zentrunsfraktion beantragt einen Zusatz in die Vorlage 
aufzunehmen, daß Strafverfahren vor den ordentlichen Gerichten 
ausgetragen werden. 


ie Kommunisten beantragen freie Ausfuhr sämtlicher Lebens- 


und Bedarfsartikel. 


Sämtliche. Fraktionen behielten sich ihre endgültige Stel- 
lungnahme bis zur Vollversammlung vor. 


itzender: Der andere Bericht lautet: 


der 8., 4., 5. und 8. Kommission des Landesrates 
über dıe Beratung des Verordnungsentwurfes betr.: 


Einbehaltung von Maren 


— zn mm ww wm Gh En ur is un mm CE Se up En m m iD Eu TE Tr un 


Berichterstatter: Abgeoräneter Becker (2). 


Mae Die 3., 4., 5. und 8. Kommission des Landesrates haben 
in ihren gemeinsamen Sitzungen vom 1., 8. Juli und 1.August ds. 
Js. die VOrlage beraten. 

Die Vorlage, die verhüten soll, daß dem Saargebiet zu- 
gestandene Kontingente nach Frankreich verschoben werden, lag 
schon in der vorigen Sitzungsperiode dem Landesrat vor. Über 
die damals eep! oggner Beratungen liegt bereits ein Kommissions- 
bericht des Abgeordneten Angel(Z) vom 12.August 1982 vor, auf 
den ausdrücklich Dezug genommen wird. 

. In den Kommissionen kam wiederholt zum Ausdruck, daß 
ergen die Verordnung an sich nichts einzuwenden sei, und daß man 
mit ihrem Zweck, die dem Saargebiet zugestandenen Kontingente 
auch dem Saargebiet zu erhalten, einverstanden sei. Es wurde 
aber darauf hingewiesen, daß diese Verordnung auf Munsch Frank- 
reichs erlassen werden soll, und daß man daher auch einmal darn 
denken müsse, dem \unsche der Sasrbevölkerung nach Bereinigung 
der seit langem im Verkehr mit Frankreich bestehenden Unzuträg- 
lichkeiten gerecht zu werden. 


den Kommissionssitzungen vom 25.November und ?2.Dezen- 


n 
ber 1937? wurde nochmals eingehend über die Frage der nn 
ger 
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der Fleischeinfuhr nach Frankreich, der Nehleinfuhr nach 

"rankreich und über dıe Frase der Gültıekeit der saarlän- 

dischen Heiselesitimationen in Frankreich gesprochen. 


Obwohl dıe DE: UaBN ommıssion Schon 1921 die französi- 
schen eier ionen anerkannt hat, ist die Gegenseitigkeit 
noch nicht neree atoll} 

Nach \itteilung des Regierungsvertreters fanden 
in allen drei Fragen Verhandlungen statt, von denen bisher 
die Verhandlungen wegen der llehleinfuhr gescheitert sind. 
Die anderen Verhandlungen gehen weiter. Bi 

Die Kommunisten bitten um bessere Berücksichti- 
Eung der Kleingewerbetreibenden in der Frage der Fleisch- 
einfuhr und um scharfe Beachtung der Beschaffenheit der 
eingeführten Tliaren. 

Zu den Befürchtungen, durch die Ausfihrungsbestin- 
mungen könne der Sinn der Vorlage verfälscht werden, erklär- 
te_der PBELSTUDESTETETREST es Sei vorerst garnicht an den 
Erlaß von en Fine gg zu denken. Die Verordnung 
werde nicht schikanös ausgelegt werden. 

Das Zentrum macht die Annahme der Vorlage davon 
abhängig, daß die Fleisch-und Mehlausfuhr und die Frage der 
Reiselegitimationen nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit 
aa u werden. Deutsch-Saarländische Volkspartei, »ozial- 

emokraten, Nationalsozialisten und Deutsch- ürgerliche Mitte 
stimmen unter den Ban Vorbehalten der Verordnung zu. 

BER Kommunisten lehnen die Vorlage in der vorliegenden Forn 
ab. 


en per a 


| Es muß darauf hinrewiesen werden, daß die Kommis- 
sion wiederholt dringend ersucht hatte, mit Rücksicht auf die 
"ichtigkeit des Beratungsstoffes möge der Leiter der Abtei- 
„use für wirtschaftliche Angelegenheiten selbst zu den Ver- 
handlungen erscheinen. Diesem Ersuchen wurde nicht entsprochen, 
obwohl es gewiß nicht unberechtigt oder überflüssig war. 
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orsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


NE UN EEE EEE EEE Dun RT ERENTO ET DT EEE ERLEBT ELEND TEE 


\be. Becker (Z): Meine Dame und meine Herren! Als uns diese Vorlage 
vor einigen .lonaten AUSHBE haben wir gegen die Annahme der- 
selben kaum Bedenken t, und wir hät en diese Annahme. 
damals schon aussprechen können, wenn uns eine einwandfreie 
Unterhandlung nit der Hegierungskommission möglich gewesen 
wäre. 'arum diese Unterhandlung mit der Regierungskommission 
nicht Bögen war, geht aus dem Kommissionsbericht deutlich 
hervor. Es hängt damit zusamen, daß der Leiter der lirt- 
schaftsabteilung der Kegierungskommission sich geweigert hat 
in der Kommissionssitzung des Landesrates die nötigen Auskünf- 
te zu geben. _ 

BR (Zurufe : Hört, hört !) 

Es ist immer so, sobald etwas in der erzwungenen franco-saar- 

ländischen Zolleemeinschaft zum Nachteile Frankreichs nicht 

epp!, hen, man sofort _ von Paris eine Vorıage zu beziehen, 

die für Abhilfe sorgen will. Venn es aber umgekehrt ist, und 
wenn das Saargebiet durch die vorliegenden Verhältnisse ge- 
schädigt wird,so hat man außerordentlich viel Zeit für Abhil- 
fe Sorge zu tragen. | Ye 

An der Frage der er rs verhandelt man 

jetzt bereits 10 Jahre ohne Erfolg für das Saargebiet. 

% uch wegen der Fleisch-und lurstausfuhr und wegen 
der üehrausfuhr aus dem Saargebiet haben die Verhandlungen 
immer noch nicht zum Ziele geführt. Die Regierungskommission 
hat außerordentlich viele ‚Tump26 in der Hand, sie_braucht | 
sie nur auszuspielen, und sie kann Frankreich zur Regelung, l 
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die für die Saarbevölkerung günstig ist, durchaus zwingen, 
wenn sie nur ihre Mittel anwendet. ir geben daher unserer- 
seits zu der Vorlage nur unter der ausdrücklichen Bedingung 
unsere Zustimmung, daß die Frage der Fleischausfuhr, die, 
Frage der Nehlausfuhr und endlich die Frage der HReiselegi- 
timationen einer gerechten Lösung zugeführt werden. 

. Dann beantragen wir ferner, daß in dieser Ver- 
ordnung die ordentlichen Gerichte s für zuständig erklärt 
werden und zweitens, daß, wenn trotz einer STELBFUNG, die 
der Fachreferent der Regierungskommission oder der Herr 
Staatskommissar in der Kommission abgegeben hat, Ausführungs- 
bestimmungen erlassen werden, diese usführungsbestimmungen 
nur im Einvernehmen mit den beteiligten Organisationen er- 
lassen werden dürfen. Und drittens, daß die Vorlage über- 
haupt in einem Sinne gehandhabt werden soll, daß sie zwar 
die Schieberei bekämpft, daß anderseits der reelle Handel 
und der kleine Grenzverkehr dadurch keinen Schaden erleiden. 

Zur weiteren Verordnung betr. 


Verkauf von Tabakerzeugnissen 


habe ich seitens meiner Fraktion zu erklären, daß sie dieser 
Verordnung zustimmt und zwar deshalb, weil dıe Einfuhr von 
Zigaretten und UDCBLSERAIIEFEN Tabakwaren, die - es handelt 
sich hier um geschwärzte Zigaretten und Eenue% Tabak- 
waren - die vielfach stark beschädigt und durch unsachgemäße . 
agerun stark im Wert vermindert sind. Diese Einfuhr bedeu- 
tet auch für den Verbraucher geingn Nutzen. Jedenfalls ist 
ein Nutzen nicht so groß wie der schaden, der dadurch der 
einheimischen Tabakindustrie entsteht. Und in gerechter Ab- 
wägung dieser Umstände sind wir zu dem Entschluß gekommen, 
der Vorlage zuzustimmen. {ir haben in der Kommission bereits 
darauf aufmerksam gemacht, daß die Einfuhr von Zigaretten aus 
Belgien und Luxemburg außerordentlich groß ist. Sie können 
aus dem Kommissionsbericht ersehen, daß allein im Jahre 1931 
301 Millionen ig aus Luxemburg und Belgien eingeführt 
worden sind. Es handelt sich hier wohl um billige Zigaretten, 
aber trotzdem sind es Millionen von Franken, die jährlich 
dafür nach Belgien und Luxemburg bezahlt werden müssen und 
um die die Handelsbilanz des Saargebietes geschwächt wird. 
Es steht fest, daß die Anzahl der Tabakarbeiter im Saargebiet 
durch diese Einfuhr um 1/3 PUrÜCkEOSpungen ist. Dazu kommen 
noch die Arbeiter, die in Nebengewerben, im Verpackungsgewer- 
be, die auch mit dem Zigarettengewerbe zu tun haben, beschäf- 
tıgt werden. Auch dort Sind Arbeitskräfte überflüssig ge- 
worden, die man naturgemäß durch diese Statistik nicht er- 
fassen kann. Es ist deshalb notwendig, daß die Regierungs- 
kommission darauf achtet,daß Belgien und_luxemburg vielleicht 
durch Abnahme von Kohlen oder sonstigen Produkten unserer 
ndustrie einen entsprechenden Ausgleich gewährt. Es muß 
auf diese leise erreicht werden, daß fur die 200 bis 300 
Tabakarbeiter, denen durch die Tinfuhr belgischer und 
luxemburgischer Tabakerzeugnisse ihr Brot entzogen wird, 
wenigstens andere Arbeiter Brot finden können. 


sitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Hey! 


. Hey (KP): Meine Dame und meine Herren! Ich mache darauf aufnerk- 


san, daß wir bei der Verordnung betreffend 
Einbehaltung von liaren 


unseren EERBO ER DURR AnErag eingereicht haben, und wir wer- 
den noch einen Ergeänzunesantrag Schriftlich einreichen. 
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Die Vorlage betreffend 
Verkauf von Tahbakerzeuenissen 


lehnen wir ab mit der Begründung, weil es sich in derselben 
darum handelt, die Großindustrie gern. bar dem Kleingewerbe- 
treibenden zu schützen. Es handelt sich hier um Maren , die 
eingeführt wurden und die gleichwertig sind gegenüber denen 
der Großhandelsindustrie. Wenn Herr Becker seine Zustimmung 
nicht gäbe, wäre er wirklich ein schlechter Vertreter der 

Grossisten. Jedenfalls besteht die Tatsache, daß die Ver- 


gen von den Grossisten des Saargebietes gefordert wor- 
en ist. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abeeordneter Lieser ! 


Abg. Lieser (SP); Meine Dame und meine Herren! Dem Verordnungsent- 
wurf betreffend 


Einbehaltuns vo aren 


stimmen wir zu, weil wir der Auffassung sind, daß die für 
die Daargebietsbevölkerung eingebrachten Iren dieser auch 
zugute kömmen sollen. Wir verbinden mit unserer Zustimmung 
die Forderung, daß durch die VAToromnE dem kleinen Grenz- 
TeRmeer keine unnötigen Schikanen und Schwierigkeiten er- 
wachsen. 

Dem anderen Entwurf betreffend 


Verkauf von Tabakerzeuenissen 


stimmen wir ebenfalls zu, weil nach dem bisherigen Systen, 
und wenn es ein scheinbarer Gegensatz wäre, nur der Groß- 
handel Vorteile genießt und den Interessen der Arbeiter 
in der labakindustrie nicht gedien“ ist. Außerdem besteht 
die große Gefahr für den Verbraucher, daß er trotz nied- 
rigen Preisen durch außerordentlich Schlechte Qualität 
doch teuer bedient wird. In der Praxis ist es beispiels- 
weise so, daß die Produzenten von Zigaretten in Deutsch- 
land minderwertige Sorten von Zigaretten herstellen, die | 
sie in Deutschland aber nicht absetzen können, sondern 
unter Rückvergütung des Rohtabakzolls und der Material- | 
steuer über die deutschen Seehäfen ins Zollausland bringen. | 
Auf diesem lege verschafft sich diese Minderqualität Ein- | 
gang ins Saargebiet und gelangt in den Besitz der urleren | 
chichten der Verbraucher, die nicht in der Lage sind, Aus- | 
gr für eine bessere Qualität _zu machen. Auffallend ist, | 
as ist auch vom Vertreter des Zentrums erklärt worden, 
die starke Einfuhr von Zigaretten aus Belgien und Luxemburg, | 
die 2. B. im Jahre 1931 die Kleinigkeit von 801 Millionen 
Stück betrug. Im umgekehrten Verhältnis ist die Ausfuhr | 
aus dem ERBEEB DAS: nach Belgien und luxamburg gleich null. | 
Wir möchten bei dieser Gelegenheit die Kegierungskommission 
ersuchen, durch Aufnahme von Verhandlungen cine bessere 
Ausfuhrmöglichkeit für das Saargebiet zu erreichen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Bruck ! | 
Abe. Brück me): Meine Dameund meine Herren! Der Vorlage betref- | 
fen | 
Einbehaltung von_aren | 


stimmen wir zu unter der Voraussetzung, daß eine den Saar- 

ländischen Handel befriedigende Kegeiiung der Fleisck-und 

Mehleinfuhr sowie der Heiselegitimationen getroffen ist. 
Vas die andere Vorlage betreffen 


vr 





te. an. 


angeht, so erblicken wir in dieser Vorlage eine kleine 

Schikane gegen Deutschland. Wir hielten es fur richtiger, 

wenn die kEinfuhr aus Luxemburg und Beigien eingedämmt würde, 

Falls dies nicht möglich ist, sinen Ausgleich unserer Han- 

delsbilanz dadurch zu erreichen, daß wir andere laren nach | 

Belgien ausführen. Nach der vorlissenden Statistik ist die N 
| 


| 
| 
Verkauf von Tabskerzeuznissen_ 


Einfuhr und Ausfuhr nach Deutschland in den letzten sieben | 


Monaten 
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Wonaten ausgeglichen, 57 zu 60 Millionen, während den 156 
Millionen Einfuhr aus Luxemburg und Belgien in den letzten 
sieben \Nonaten keine Ausfuhr nach dort gegenubersteht. 

Ferner sind wir der BMSDUBE, daß der heutige __ 
Zustand dem Kleinhandel nichts schadet, denn für die billi- 
ge Mare findet der Kleinhändler Käufer, was sonst vielleicht 
nicht der Fall wäre. Die Vorlage ist geeignet, den Armsten 
zugunsten sanlker Großhändler den kleinen Genuß zu nehmen. 
Mr lehnen deshalb die Vorlage ab. 







orsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schmelzer ! 


be. Schmelzer (DSV): Meine Dame und meine Herren! lär stimmen der 
Vorlage betreffend: 


Einbehaltung von laren 

mit dem Vorbehalt zu, den der Herr Abgeordnete Becker ge- 
macht hat. Herr Becker hat darauf aufmerksam gemacht, daß 
der Fachreferent der Regierungskommission es abgelehnt habe, 
vor der Kommission zu erscheinen. Für die Weiperung sind 
uns zwei Gründe angegeben worden. Der erste Grund soll der 
sein, daß der Fachreferent der deutschen sprache nicht ge- 
nügend mächtig sei. Ich bin der lieinung, daß der Beamte,der 
die Amtssprache des Saargebietes, die deutsche Sprache, 
nicht beherrscht, nicht die Voraussetzung erfüllt, die man 
an den Ausführenden eines solchen Amtes knüpfen darf. lir 
stellen den buitaR daß die Negierungskommission sich ent- 
schließen möge, a le Beanten, die die u epracbe des vaar- 
Eee nicht beherrschen, aus ihren Diensten zu entlassen. 

ie zweite Derründung war die, daß der "achreferent eine 
unfreundliche Behandlung erwartete und daß er deshalb nicht 
kommen wolle. Dazu ist ja festgestellt, daß mr gar nicht 
daran denken, einen Beamten unfreundlich zu behandeln. Daß 
eine sachliche Kritik mitunter scharf sein kann, wenn er 
das a hat, darf das kein Grund sein, daß er evsn- 
tuellen Unbequemlichkeiten seines Amtes aus dem liege geht. 
Es steht dem ja ein ausgiebiges Gehalt gegenüber, und es 
hat jeder Beruf Unannehmlichkeiten, die man gerne vermieden 
sehen möchte. 

Der Vorlage betreffend: 
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Verkauf von Tabakerzeugnissen 


Proz 


stimmen wir zu mit den Ben Vorbehalt, um denjenigen, 
die im Besitz der beanstandeten Tabakerzeugnisse sind, Ge- 
isgenne7t zu geben, diese zu verkaufen. Wir stimmen dem 
Antrag zu, weil wir der Überzeugung sind, daß durch diesen 
Verkauf N Ei ige der illegale Handel beschäftigt wird. 
Es ist mittlerweile soviel Zeit in's Land gegangen, daß 
sich die Kreise, die davon betroffen werden, darauf einge- 
richtet haben können. ir stimmen vorbehaltlos zu. 


W 


orsitzender: Das lort hat llerr Abgeordneter Schmoll ! 
\be. Schgell (DBM): Meine Dame und meine Herren! Der Vorlage betref- 
en 


Einbehaltung von Waren 
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stimmen wir unter denselben Vorbehalten zu, die bereits 
schon vorgetragen wurden. 
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Zur Vorlage betreffend: 


Verkauf von Tabakerzeugnissen 


bitten wir die Regierungskommission dringend, der starken 
Einfuhr der labakerzeugnisse aus Luxemburg und Belgien größ- 


te Aufmerksamkeit zu widmen. 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Martin ! 


Abg. Martin (Z): Meine Dame und meine llerren! Betreffend den Ver- 
ordnungsentwurf über die 





habe ich folgendes zu erklären: 


Da die Repierungskommission es abgelehnt hat, die 
Bezüge der P&culebeamten in irgend einer leise herabzusetzen, 
haben wir auch keine Veranlassung, an den Gehältern der klei- 
nen und mittleren Beamten zu rütteln. 

Mr lehnen die Vorlage ab. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeoräneter Somner ! 


Abe. Sommer (KP): Meine Dame und meine Herren! Wir haben schon 
einmal zu der Vorlage betreffend 


Besoldung der Beamten und Angestellten de 
emeinden und Gemeindeverbände 


Stellung genommen. Unser Antrag wurde aber abgelehnt. 
Desweiteren möchte ich aber bemerken, daß wir un- 

sere Forderungen in Beamten- und Angestelltenfragen in der 
ersten Plenarsitzung eingereicht haben. Diese Anträge liegen 
den Fraktionen vor. Darüber hinaus muß aber noch etwas ande- 
res herausgeschält werden, und das ist die Zurücknahme_ der _ 
Entlassungen von Beamten und Angestellten wegen ihrer Partei- 
bezw. gewerkschaftlichen Zugehörigkeit. | 

Ich selbst bin dieser brutalen Handlungsweise der 
Eisenbahndirektion zum Üpfer gefallen und vor mir sitzt ein 
weiteres Opfer. Diese Dinge, der Kaupf der revolutionären 
Ausschüsse, der Kampf der revolutionären Gewerkschaft um 
Lohn und Brot waren es, die die faschistische Eisenbahndirek- 
tion zu den Entlassungen bewogen haben, um die Arbeiter mürbe 
zu machen und Sie von ihren berechtigten Forderungen nach 
Sicherheit im Betrieb abzuschrecken. Desweiteren stimmt das, 
was der Genosse Hey bereits angeführt hat, daß die ganze Tä- 
tiekeit der ag der RGO (Revolutionsre Gewerkschafts- 
Organisation) in ihrer freien Zeit erfolgt. Es ist das der 
klarste Beweis dafür, daß das Vorgehen der Bisenbahndirek- 
tion den ve gegen die revolutionären Ausschüsse in ihrer 
Tätigkeit und gegen das Koalitionsrecht bedeutet. | 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: Ich mache Sie darauf aufmerksan,Herr Abgeordneter,daß 
Sie diese ganze Angelegenheit nachher vorbringen können, wir 


enge zunächst die vorliegenden Verordnungsentwürfe verab- 
schieden. 


\be. Sommer (KP) fortfahrend: Herr Präsident, ich bin einer der- 


lenıeen , 
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derjenigen, der mit einer Füpteöpzigen Familie durch das 
brutale Vorgehen der Eisenbahndirektion ums Brot gebracht 
wurde und heute morgen erfahren wir, daß erneut Entlas-. 
sungen vorgenommen wurden. Ich muß Sagen, daß die Mitglie- 
der der anderen Parteien für eine solche wichtige Frage 
heute nicht zu haben sind. 


(Widerspruch und Unruhe im Hause , 


Demgegenüber müssen wir feststellen, daß die Eisenbahn- 
direktion ihre eigenen Gesetze mit Füßen tritt, wenn sie 
hindernd im liege stehen. Im $ 28 steht deutlich .geschrie-. 
ben, daß eine religiöse oder gewerkschaftliche Zugehörigkeit 
kein na en zur Entlassung oder Naßregelung sein darf. 
Daraus geht eindeutig und klar hervor, um was _es sich bei 
dem Vorgehen der Eisenbahndirektion handelt. Es liegt hier 
ein Kampf der Eisenbahnarbeiter unter Führung ihrer gewähl- 
ten Vertreter vor um Iohn und Brot, gegen Feierschichten 
und llassenentlassungen, die angekündigt sind. 

Heute morgen sind zwei lelegramme eingegangen von 
der Firma Reirshagen und von einem Hartsteinwerk, und das 
beweist, daß die Arbeiter überall und in allen Betrieben 
Stellung genommen haben. Sie ersuchen den Landesrat, sofort 
Stellung Zu nehmen und der landesrat hat dies nicht für 
notwendig befunden, gleich zu dieser Frage Stellung zu neh- 
men. 

("iderspruch und Unruhe im Hause ) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: (zur Tribüne gewendet): Wenn Sie sich nicht ruhig ver- 
halten, werden die Tribünen geräunt. 


be. Sommer (YP) fortfahrend: Sie wollen hierzu nicht Stellung neh- 
men, weil der Präsident Nicklaus_von der Eisenbahndirektion, 
der diese Dinge durchführt, ein Parteifreund von Ihnen ist. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: Nein, ich will Ihnen sagen warum. Ihre Fraktion hat 

heute morgen nicht den Schneid aufgebracht, in der Fraktions- 
führerbesprechung zu sagen, was sie eigentlich vor hat. Sie 
sind hereingekommen und wollten den ganzen Landesrat vor vol- 
lendete latSachen stellen. In dieser Weise sind wir bisher 
nicht verfahren und werden auch in Zukunft nicht so verfahren. 
Es werden von Ihnen keine Anträge angenommen, die Sie nicht 
vorher angekündiet haben. 


bg. Sommer fortfahrend: Ich u rg daß in enger Ver- 
bindung mit der Bisenbahndirektion die chrıstlichen und refor- 
mistischen Gewerkschaften diese Dinge vor sich gehen. Auch 
der Lohnabbau wird auf diese ’eise vorbereitet. Das hat sich 
bewiesen in der vergangenen !oche in den beiden Versammlungen, 
daß eine enge Verbindung besteht zwischen Eisenbahndirektion 
und diesen Gewerkschaften. 

Wir werden vor der Arbeiteröffentlichkeit immer 
unsere Stellungnahme präzisieren. Der Genosse Hey hat darauf 
hingewiesen, daß keine prnabs [1öhe Handhabe zu der FOrEaDeR- 
menen l\iaßregelung besteht, auf der anderen Seite sind Unter- 
lagen und Zeugnisse vorhanden, daß die Leistung und die Füh- 
rung der zur Entlassung gekommenen sehr aut sind. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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Wir verlangen sofortige läedereinstellung unserer Arbeiter- 
susschüsse. Mr verlangen 'iedereinstellung aller in den 
vergangenen Jahren gemaßregelten Arbeiter. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Das können Sie ja alles nachher in der Besprechung 
vorbringen. Ich bitte Sle, zur Sache zu sprechen. 


Abe. Sommer fortfahrend: Es wurde schon darauf hingewiesen, daß 
ein Beamter, ein unkündbarer Beamter, unter diese Maßregelung 
der faschistischen Eisenbahndirektion gefallen ist. Nun, wenn 
ich herausstelle aus welchen Gründen, dann sage ich, daR die 
Eisenbahndirektion und die Re Eerunesknmiseton 3 enger Ver- 
bindung mit den Parteien von den Nationalsozialisten bis zu 
den Sozialdemokraten, als Stützen des kapitalistischen Staa- 
tes, unbedingt die Dinge so sehen müssen und lüthelfer sein 
müssen an der Durchführung dieser Naßregelungen, weil die 
Eisenbahndirektion sich einmal zum Ziel gesteckt hat, die 
Differenzen, die entstanden sind, zu beseitigen. Wir müssen 
weiter feststellen, daß während früher drei Regierungsräte 
bei der Eisenbahndirektion waren, es heute deren 50 gibt. 


(Rufe der Kommunisten: Hört,hört!) 


Deshalb ist es klar, daß man durch Lohnabbau bei den Arbei- 
tern die bedeutenden lüättel aufbringen muß für diesen über- 
triebenen Zranl man peret. Und wenn derartige scharfe Naßnah- 
men gegen die Arbeiter angewandt werden, dann ist es kein 
under, wenn die Arbeiter sich darüber empören und das war 
eine ehrliche und he Empörung der revolutionären Aus- 
schüsse und man hat sie aus diesem Grunde daher eg 

und man wird versuchen, noch _ weitere zu beseitigen, um die 
amepansieten 2600 Iann zur Entlassung zu bringen, um die 
Gehälter der unteren und mittleren Beamten und Angestellten 
zu kürzen, um die Löhne der Arbeiter zu kürzen, um die Akkord- 
sätze zu kürzen, und um scharfe Maßregeln gegen die Eisen- 
bahnarbeiter durchzuführen. In Verbindung damit existiert _ 
noch eine andere Frage, und zwar die Frage der Krieesmaterial- 
transporte, um die RB TTBANEI FIG zu sichern im Interesse 
der Fremdherrschaft unter der Führung eines Zentrunspräsi- 
denten Nicklaus. 


ee enges 7 


(Rufe der Kommunisten: Sehr richtig !) 


So stehen die Dinge. Und auch der deutsche Apparat reagiert 
sehr gut auf diese Dinge. llan stellt es so dar, als ob es 
meperährlich sei, wenn revolutionäre Arbeiter sich auf- 
äumen und sagen, wir wollen verhindern, eine neue Volksnot 
wie 1914. lian hat diesen Leuten einen Hochverratsprozeß an- 
ehängt und hier stehen die Dinge so, daß man die Arbeiter, 
ie um Lohn und Brot für ihre Familie kämpfen, einfach hin- 
wegräumt, ohne daß irgend welche Bestimmungen vorliegen,die 
die Möglichkeit zu dieser Handhabung bieten. Es bedeutet dies 
ein Eingriff in das Koalitionsrecht und wir verlangen daher 
die sofortige Tiedereinstellung sämtlicher Entlassenen . 
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Vorsitzender: Das .ort hat Herr Abgeordneter Lieser ! 


Abg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Man muß sich wundern, 


mit welcher Zähiekeit die ER EHRIIEBERDAnLORLOR gerade an den 
Verordnunesentmurf betreffen 





hängt. Trotzdem sie durch ihren Vertreter in einer früheren 
Sitzung des Landesrates eingestehen mußte, daß sie mit ihrer 
vorgesehenen Verordnung den Spitzengehältern der hohen und 
höchsten Beamten nicht beikommen kann, ziert diese zweifel- 
hafte Verordnung wieder die heutige TRERBOTSIHRE. Unsere 
Vermutung, daß mit dieser Verordnung nur die unteren Beamten 
und Angestellten betroffen werden sollen, hat sich durch die 
ER TruRe der Dinge noch weiter verstärkt. Mr verweisen 
auf die ablehnenden Gründe, die ich in der Sitzung des Lan- 
desrates vom 12. August ds.Js. aufgezählt habe und lehnen 
auch heute den Verordnungsentwurf_der a EL OFONBRIR ELERLOn 
ab, da die Regierungskommission als oberste Aufsichtsbehörde 
nicht nur jederzeit die Möglichkeit hat, überzahlte Gehälter | 
ins Gleichgewicht zu bringen, sondern auch auf andere Art, | 
den finanziell schlecht gestellten Gemeinden zu_ helfen. Die | 
Entwicklung in den letzten llonaten auf finanziellem Gebiet | 
im Saargebiet hat sich zugunsten der Regierungskommission 
und zur weiteren ungerechten Belastung der Gemeinden ausge- 
wirkt. Die Zahl der in der Erwerbslosenfursorge stehenden 
Unterstützungsempfänger wird immer geringer. Die Zahl der | 
Ausgesteuerten, die nun mit 80 % der Erwerbslosenunter- | 
stützung fürlieb nehmen müssen und den Gemeinden zur Last | 
fallen, wächst von Tag zu Tag. VYährend nun die Regierungs- | 
kommission zu den Ausgaben der Erwerbslosenfursorge ungefähr 
‚die Gemeinden 16 % beitragen, ändert sich das Bild bei | 
den sogenannten Tohlfahrtserwerbslosen zum Nachteil der Ge- | 


ayasıydmubousis vs720494005 47 " 


meinden. Die meisten Gemeinden haben die Lasten zu 100 % 
zu tragen, einzelne hartbetroffene Gemeinden, die ihren Un- 
lageprözentsatz bereits über 221 % steigern mußten und min- 
destens 20 % ihrer Umlagesätze fur die iohlfahrtserwerbslosen 
ausgeben, sie haben das zweifelhafte Gluck, Zweidrittel der | 
Ausgaben als Rückersatz zu erhalten und somit immer noch | 
3 6 selbst tragen müssen. Sie sehen, wie zu ungunsten |: 
der Gemeinden das ausgeklugteste System sich ausgewirkt hat. | 
Dadurch werden Millionen fur die Regierungskommission frei, 
die im Interesse der Erwerbslosen selbst und zur Entlastung 
der Gemeinden dienen können. Deshalb erheben wir die Forderung, 
daß die Unterstützungsdauer in der Erwerbslosenfürsorge dahin 
geändert wird, daß bis zum Eintritt der wärmeren Jahreszeit, 
mindestens aber bis l.April keine Aussteuerungen mehr statt- 
finden und alle Erwerbslosen bis zu diesem Zeitpunkt in der 
rwerbslosenfürsorge verbleiben. Weiter sind von den einge- | 
apar ten Millionen namhafte Zuschüsse an die Gemeinden zu } 
überweisen, um den BIOERS TONST Ten diesmvollen Sätze zu gewäh- 
ren und anderen NMttellosen Hilfe bringen zu können. 
i “ Meine Dame und meine Herren! Ein Berufsstand scheint 
eaanpt vollskändie in Vergessenheit geraten zu sein, die 
erufsmusiker. Eine Aufstellung der maßgebenden Lokale in Saar- 
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| 
brücken, wo seit September eine einzige einheimische Kapelle 
engagiert war, liegt mir vor. Mir erwarten, daß die Regierungs- ] 
kommission im Verhandlungswege mit dem Arbeitsamt diesem _Be- | 
rufsstand helfen wird. Ich habe bereits bei Punkt 1 der Tages- 7% 
. Ordnung, angedeutet, daß eine Möglichkeit zur Linderung der 4 
Not vorhanden ist. Ich habe nachgewiesen, daß zu diesem Zwecke 


Mittel 4 
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Mittel frei geworden sind, mit denen dem hungernden und 
frierenden Volke geholfen werden kann. Zu der warmen Stube 
muß - und so weit diese nieht vorhanden, muß sie beschafft 
werden - für Kleidung und Nahrung gesorgt werden. Oder um 
die Stimmung im Land der RegierungSkommission ganz deutlich 
und unverfälscht zur Kenntnis zu bringen, wie ein Versann- 
lungsbesucher in meiner Versammlung am letzten Freitag in. 
seiner berechtigten Area u be Pong in seiner Not und Verzweif- 
lung, allerdings in einer unhöflichen aber begreiflichen 
Form ausrief : Es muß dafür gesorgt werden, daß wir etwas 
auf den A....und etwas zu Kroopes bekommen. Das ist die | 
Sramaung, die sich draußen im Lande geltend macht, und wir 
müssen diese Stimmung der Kegierung ünvermittelt überweisen. 
Den Gemeinden kann nicht geholfen werden, wenn an den Ge- 
hältern der uneteren Beanten und Angestellten eine weitere 
Minderung vorgenowmen wird, sondern die Parole muß lauten: 
Herunter mit den nie und in der lürtschaftsnot erst recht 
nicht mehr zeitgemäßen Spitzengehältern, Negsteuerung der 
hohen Einkommen zugunsten der Opfer der Krisenzeit. 






orsitzender: Das iiort hat Herr Abgeordneter Brück ! 


bg. Brück (NSDAP): Auch wir lehnen die Vorlage ab! 


orsitzender; Das Tort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


be. Schmelzer(DSV): lieine Dame und meine lerren! Täir lehnen die 
orlage ab mit der gleichen Begründung, wie der Herr Abgeord- 
nete Martin. Wir müssen diese Br : aber noch mit einen 
Vort unterstreichen. ir haben gleich zu Anfang der Beratung 
der Steuervorlage den Vorschlag gemacht, die Regierungskon- 
mission möge ein besonderes Steuergesetz erlassen, nach dem 
von den einbehaltenen P&cule-Betrügen der Pscule-Beanten ein 
einmaliper Apzus, ein einpaliger Beitrag erhoben wird dagüber | 
hinaus eine Sondersteusr die Keulsbetrug®. Ich habe dem Herm | 
Steatskommissar bereits meine Absicht mitgeteilt. Und ich möch- 
te bei dieser YeranepaunE fragen, wes nach dieser Richtung 
hin geschehen ist, Ich eebe zu, daß die Zeit zu kurz gewesen. 
ist, Ich weise aber mit Absicht nochmals auf diesen Antrag hin, 
wir lassen uns nicht etwa so behandeln, da? die Sache im Van- 
de versickert. Ich weiß genau, warum, Die KRerierungskommisse 


| 
sion hat noch Gelegenheit, in ihrem Vierteljahresbericht an | 
| 
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den Völkerbund, diesen Vorschlag zu erwähnen, !ienn sie ihn 
übergeht, dann wissen wir, was wir davon zu halten haben, 

Mr wissen auch, daß im Völkerbundssekretariat die Verhand- 
lungen des Landesrates gelesen werden. Ich mache deshalb aus- | 
drücklich nochmals darauf aufmerksam, daß wir den Antrag, be- | 


N ProZ 


schleuniet behandelt wissen möchten. Wir möchten nicht, daß 
noch mehr Beamte, noch mehr P&öcule-Beanten der Saarreglerung, 
ähnlich wie der Herr et unter Mitnahme von Hundert- 
tausenden von Franken die Flucht ergreift. '\är wünschen ‚daß 
von diesen P&culen etwas abgeführt wird und die Vorlage ist 
eine passende Gelegenheit, nochmals erneut darauf hinzuweisen. | 
Die Saarregierung id em von allen Devölkerungskreisen Op- 
fer von unfeheurem Ausmaße, sie kann nicht daran vorbeigehen, | 
sie muR etwas verlangen von den P&culebeamten. Sie muß weiter- | 
hin eine Steuer auf diese Einkünfte der P&culebeamten legen. | 
Herr Staatskommissar, ich bitte Sie dringend, daß sie in der 
nächsten Sitzung darüber Auskunft EaERn, was die Repierungs- 
kommission zu tun gedenkt. Das Völ BURINASSCKERTAEREN TUE 
lese | 
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diese meine Ausführungen lesen in den Berichten über den 
Landesrat. \ienn die Regierungskomuission in ihrem Viertel- 
ramerarı che nichts davon erwähnt, wir sind bereit, an 

je Natsmächte heranzutreten. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schnoll ! 


Abg. Schmoll (DBM): Meine Dame und meine Herren! Die Gleichstel- 
lung der Kommunal-und Stantsbenuten ist eine Forderung die 
wir seit Jahren erheben. Deshalb stimmen wir dieser Forde- 
runz zu unter der PodinEune, daß die Kegierungskommission 
auch den VEERDTESDERUEN Maßstab bei den P&ecule-Beamten an- 
legt. Mir machen a Dr eb u auch noch auf 
die Tagegelder bei Neisen aufmerksam. Die müssen ebenfalls 

bei den Kommunalbeamten, wie bei den Staatsbeamten gleich 
behandelt werden. Es geht wirklich nicht - und wir haben 
deshalb auch schon an anderer Stelle opponiert -,daß bei- 
iepe1 ae die Stadt Saarbrücken Tagegelder in Höhe von 
40 Mark jahrelang bezahlt hat. Wenn also irgend ein höhe- 
rer Kommunalbeanter auf Reisen geht, erhält er in Saar-. 
brücken täglich 240 Franken zu Seinem Gehalt. Das ist eine 
unrechtmäßige Bereicherung der höheren Beamten zum Nach- 
teil der Steuerzahler. Mir wünschen, daß, wenn das Gesetz 
erlassen wird, auch in der Deziehung nach dem rechten ge- 
sehen wird. 
Wir stimmen der Vorlage zu, das betonen wir noch- 

mals, nur unter der Bedingung, daß dıe Pecule-Beamten eben- 
so behandelt werden. 
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orsitzender: Das Mort hat Herr Abgeordneter lorenz ! 


\bz. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! Mir sind der Meinung, 
daß immerhin zu der Frage der Volksschulen allerlei zu sagen 
ist, umsomehr, als von dem Abgeordneten Schmelzer noch vor 
wenigen Minuten bemerkt wurde, daß die Verhandlungen des 
Landesrates gelesen werden vom Völkerbundssekretariat. Wr 

eben uns als Kommunistische Fraktion keiner Hoffnung hin, 

aß das Völkerbundssekretariat irgendwelche Änderungen an 
der Not und dem Elend der werktätigen Bevölkerung des Saar- 

ebietes vornehmen wird. Aber wir wollen diese Gelegenheit 

enutzen, um dem Völkerbundssekretariat zu Sagen, wie die 

ustände in den saarländischen Volksschulen Fenj. Ich glaube, 
es ist am besten,wenn man die Zustände und die Lage der Arbel- 
terschaft im Saargebiet überhaupt betrachtet. Um die Stel- 
lungnahme der Regierungskommission zu der Not und dem Elend 
der Arbeiter und Werktätigen dürfte wohl am treffendsten 
gekennzeichnet sein durch die jungsten Maßnahmen der Regie- 
rungskommission auf der Eisenbahn. RZ: 

Meine Dameund meine Herren! Vie stellen Sie sich 

das vor, daß ein Kind eines Arbeiters z.B. eines jener am 
BE den pkn Samstag ea = rer der auf Arbeitslosenunter- 
stützung angewiesen Ist, daß er dem Kinde, bevor es_morgens 

in die Volksschule geht, auch nur das Geringste an Essen 

mitgeben kann. Mir heben weiter hervor, daß wenn die Frage 

der Neubesoldung oder Ande rung der Besoldung der unteren 

Beamten und Angestellten zur Debatte steht mit dem Ziel des 

weiteren Abbaus, wie dann der untere Beamte und Angestellte 

sein Kind in der Volksschule, oder gar in der ittäischule 

Denayıt noch halten kann, im warme Unterwäsche, Schuhe udgl. 

beschaffen kann. Wenn man hier sagt, die Volksschule, die 

Verordnung der Regierungskommission steht nun zur Debatte, 

ann dürfen wir darauf verweisen, daß jener Erwerbslose im 

sargebiet, dem die Regierungskommi ssion_versprochen hat, daß 
er Kleinsiedler werden kann, dem man vorlog, er könne Klein- 
bauer werden. Im Frühjahr pflanzte er an und im Herbst als 
er seine Kartoffeln geerntet hatte, teilte ihm die egie- 
rungskommission mit, daß er keine Unterstützung mehr bekomme 
bis seine Kartoffeln und sein Gemuse aufgebraucht sind. Bei 
einer Tero rünung zur Volksschule muß man doch die Frage stel- 
len, wie oft ist denn das Volksschulkind gezwungen, morgens 
in die Schule zu gehen und hat anstatt Brot zwei Pellkartof- 
feln in der Tasche. Und das soll man nach der noblen Ge- 
schäftsordnung hier nicht zur Sprache bringen. 

‚ Nenn wir uns die Zahl der Arbei slogen im Daar- 
erhiet, die etwa 80000 erreicht hat, von dem Vesichtspunkt | 
etrachten, daß viele darunter sind, die überhaupt keine | 
Unterstützung mehr bekommen, die nicht imstande sind, Brot 
artoffeln zu re so dürfte, wenn hier zu der Frage 

der Volksschule Stellung genommen wird, unkerg Forderung, 
vor allem die Voraussetzung zu schaffen, daß die proletari- | 
schen Kinder in der Volksschule überhaupt dem Unterricht | 
folgen können, vollauf berechtigt und begründet sein. | 
ine weitere frage, die verbunden ist mit _der | 

Verordnung zuvor. Man nimmt zu der Neubesoldung der Beamten | 

und Angestellten Stellung, man vergißt aber zu bemerken und | 

zwar bewußt, daß doch die Schülerzahl in den Volksschul- | 
klassen sehr stark gehoben worden ist, insbesondere durch 
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Abbau von EANSHEErSTn. durch Abbau von Lehrern überhaupt, 

und man kann doch nicht gut an der Frage vorbeigehen, wenn 

man zur Tu rar dt Erbe im Saargebiet Stellung nimnt. 

Herr Gärtner, ich streite nicht mit Ihnen, denn Ihre Ver- | 
treter haben heute früh soviel Unwahrheiten aufgebracht ‚daß 
sie bei uns als Kommunistische Fraktion auch in der heutigen | 
Sitzung noch um ein bedeutendes Maß in der Glaubwürdigkei l 
herabgesunken sind. N 
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Meine Dame und meine Herren! Mir können ja die Stimmung 
verstehen, die heute hier im Landesrat ist. !arum ? Aus dem 
einfachen Grunde, nehmen wir einmal an, die Zuschauer auf 
der Tribüne wären lauter Frauen von den Männern, die in den 
letzten Tagen auf der Eisenbahn entlassen worden sind, und 
sie müßten hier hören, daß man zu einer Verordnung betr. _ 
Volksschule Stellung nimnt a Pe nicht von hier aus, wie 
sie als Frau kämpfen muß, um die Igaerapalaung im Saarge- 
biet. Die Frau kann, wenn sie noch das geringste lNitgefühl 
hat, und das hat die proletarische Frau, doch nicht morgens 
einfach zu Kinde sagen: Gehe in die Schule, wenn du Hunger 
hast, denkst du, der Herr hats gegeben, der Herr hats genon- 
men oder gar einfach, wir haben nichts. Mit solchen Phrasen 
Frieden auf Erden kann kein Hunger gestillt werden. Wir sehen 
in den nächsten Tagen die Herren von der Zentrunsfraktion 
und besonders Pastor Mlhelm bei jeder Gelegenheit und beson- 

ers von der Kanzel rufen: Friede auf Erden ! Und unsere 
Kinder in der Volksschule haben nicht einmal die Möglich- 
keit, eine lasse warme ililch zu bekommen. Und da wird man 
sagen, den Menschen ein lohlgefallen. Der Herr Hegigrungs- 
präsident hat nhlgefallen an den Herrn Schmelzer, Schmöll, 
ja poger ein besonderes Vohlgefallen, da sie es waren, die 
nach Saurgemünd gegangen waren, um zu Sagen, wie sie es auch 
verstehen, wenn es zeitweise notwendig ist, nicht nur die 
Fahne schwarz- weiß- rot zu hissen, sondern wenn es dem 
Profitmachen entspricht, auch noch die Trikolore zu hissen, 

Ich möchte in Verbindung mit dieser FERSTSUNG, außer- 
dem auch zu der Frage der Erwerbslosen, Stellune nehmen und 
noch einmal unsere \rbeitsheschaffunesforderungen erheben. 
Diese sind wiederholt dem Präsidenten der ele zungekonmis- 
sion und dem des Landesrates unterbreitet. ler Herr Abgeord- 
nete Braun hat heute früh als die Sitzung LO Minuten vertagt 
wurde, ganz besonders verlangt, daß die \eschäftsordnung des 
landesrates auf das strengste durehgoführt werde, Es is 
schon sehr richtie, wenn ünsere Fraktion diesem Herm ent- 
geeenrust, daß, er ein Sozielfaschist ist. Er als Führe ee 

ozialdemokratischen Partei unterstützt aktiv die Faschisie- 
runesmaßnahmen der Regierungskommission, und Sein Freund 
kommt hierher, stellt sich her und läßt das Herz aufgehen 
an Gutmütigkeit für die Erwerbslosen, ein gemeines Betrugs- 
manöver. | 
- Glocke des Vorsitzenden - 


Mo Forderungen für die Erwerbslosen aufgentellt werden,zeiegt 
sich vorbildlich z.B. in Gersweiler, wie die Parteien sich 
zu Sigsen Forderungen stellen. Dort haben die Erwerbslosen 
ers rderuneen eingereicht und haben verlanet, daß diesen 
rderungen entsprochen wird. Der Burgermeister hat die For- 

derungen abgelehnt und die Notstandsarbeiter erklärten darauf 
den Streik. Und mas zeiete sich da ? Der sozialdemokratische 
Bürgermeister läßt sich die Landjäger von der Fremdherrschaft 
ommen, Sowie SS. und SA von der Nationalsogialisti schen Par- 
tei, organisierte mit diesen gemeinsam den Streikbruch gegen 
die streikenden Notstandsarbeiter. Nun stellt man sich hier- 
her und sagt, es darf nur zu den auf der lagesordnung stehen- 
den Punkten gesprochen werden. für sprechen nur zu der Vorlage 
der Volksschulen. Gehen Sie einmal in die Wohnungen der Er- 
werbslosen und sehen Sie da einmal das Elend der Kinder die- 
ser Erwerbslosen. Die Kinder missen ohne Unterkleidung zur 
Schule gehen ohne ein warmes Essen. 


- Unruhe im Hause - 
(Zwischenruf aus der Komm. Partei zu einem Zentruns- 


abgeoräneten: Da brauchst Du noch zu lachen ! Der 
Herr hat kürzlich erst mit Röchling Sekt getrunken! ) 


ER m ann 2p 


ee nl 1, 2 ee 


Sypaag ayasıydmsbousss War2nıg400S 47 


nr 


. a7 a = & de Se Te F 
ug! 
. ’ 


7Vv 


vr 









orsitzender: Meine Herren, wenn Sie jetzt nicht sachlich verhan- 
eln, schließe ich dıe Sitzung. 


(Zurufe der Kommunisten: Er soll nicht ; grinsen,er 
provoziert ja die ganze Arbeiterschaft! 


orsitzender: Es hat ein jeder Abgeordnete das Recht, seine Mei- 
nung zum Ausdruck zu bringen. 


Abg. Lorenz (KP) fortfahrend; Meine Dame und meine Herren, ich 
möchte sagen, es gibt L e : ; 
en, und es gibt Nenschen, die lachen über ihre eigene Dumn- \ 


heit. 


orsitzender: Der Herr Staatskommissar hat sich zum Mort gemeldet \ 
und nach der Geschäftsordnung muß dem Herrn Staatskommissar 
jederzeit das Wort erteilt werden. 


Der Herr Staatskommissar hat jetzt das ort. 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Dame und meine Herren! Ich habe 
zwei Bemerkungen zu machen. 


1) Zu den Vorlagen. Da muß ich zunächst zwei Irrtüner 


2) 


(Abg. Lorenz versucht weiterzusprechen! ) | j 


Jen 
1 ’v. 3 
- Sl - RL 


- Glocke des Vorsitzenden - 


eute, die lachen, wenn sie sich freu- 


- Glocke des Vorsitzenden - 


- Glocke des Vorsitzenden - | 


des Abgeordneten Schmelzer berichtigen. Der Abgeord- 
nete schmelzer hat unterstellt, die Regierungskon- 
mission halte die Zwangswirtschaft aufrecht, um 
Franzosen Vorteile zu verschaffen oder zu erhalten. 
Diese Annahme findet ihre Miderlegung durch die 
Gutachten der überwiegenden Mehrheit des Landesrates, 
welche sich fur die teilweise Aufrechterhaltung der 
EmanEawrtscha? BUBERDLT Een hat, ferner durch 
die Stellungnahme von 13 Gemeinderäten des Saarge- 
bietes, die sich noch nicht haben entschließen kön- 
nen, dıe WReIng nr 4vangswirtschaft zu beantragen. 
las den Direktor der wirtschaftlichen An- 
gr agegheiten anbelangt, von dem er meint, daß er 
nicht deutsch versteht, so muß ich feststellen,daß 
der Herr der deutschen Sprache mächtig ist. Sie ist 
allerdings nicht seine lMuttersprache. Ich habe daher 
in einer Kommissionssitzung von der Möglichkeit P* 
sprochen, daß _er sich in einer schlechteren Abwehr- 
lage zu befinden glaubt, im Falle persönlicher Aus- 
einandersetzungen, die ıhm angekündigt waren. 
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Nun zu den Anträgen der Kommunisten. 

Wenn hier behauptet wird, daß die Entlas- i 
gungan bei der Eisenbahn wegen der Zugehörigkeit 
der Detreffenden zu der revolutionären Gewerkschafts- 
BEBe»3 Fon erfolgt seien, so trifft dies nach meinen 
Informationen nicht zu. Is handelt sich nicht um Ent- 
lassungen wegen der Gesinnung. | 
| 


(Zwischenruf des Abg. Lorenz (KR): Dies entspricht 
nicht den latsachen, man muß Ih 


| nen das Wort ent- 1 
ziehen. 1 


Ich 1 
Y 
IB! 









7 


( 


60 
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Ich bin dahin informiert worden, 

(Zwischenruf des Abg. Sommer (KP): Wir haben es schriitz | 
ich! 

daß die intlassungen erfolgt sind aus Gründen der Ordnung 


und Disziplin für die Aufrechterhaltung eines geordneten 
Betriebes und um Gefahren zu verhüten. 


(Heftiger Yiderspruch und Lärm bei den Kommunisten) 
Das sind die Gründe zu den Entlassungen. 


Vorsitzender: (zu den Kommunisten gewendet): Ich bitte Sie, sich an 
je Tagesordnung zu halten, sonst bin ich gezwungen, die 
Sitzung zu schließen. 
- Lärm bei den Kommunisten - 


(Zuruf des Abg. Levacher (2): Ich beantrage Schluß der 
tsang!) 


- Verstärkter Lärm bei den Kommunisten - 


(Der ÄeesrOgnte kerums apricht in dem allgemeinen Lärm 
weiter, seine orte sind jedoch nicht zu verstehen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


nenn Es ist ein Antrag auf Schluß der Debatte gestellt 
worden. 


(Zuruf aus der Komm. Partei: Der Abgeordnete Lorenz hat 
das Wort und er spricht weiter. 
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Abg. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren, ich kann jetzt ruhig 
weitersprechen. 


(Lebhafter "äiderspruch bei den Kommunisten) 


- Glocke des Vorsitzenden - 


re, EEERD } une Zn an a el na ud 


TORBLEIIBERE : Es ist der Antrag gestellt worden auf Schluß der De- 
atte. 


N Po 


(Tiderspruch bei den Kommunisten) 


(Abg. Iorenz (XP) spricht immer weiter,seine !brte 
bleiben unverständlich. ) 


Vorsitzender; Wier für den Antrag auf Schluß der Debatte ist, möge 
ie Hand erheben. 

Ich stelle fest, daß der Antrag mit 11 gegen 9 Stimmen ° 

angenommen 1St. J 

Ich schließe die Sitzung ( 12 Uhr 30 Minuten). 1 


— = 
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